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EDITORIAL
Liebe Leser*innen,
Die aktuelle migrationspolitische Debatte macht sichtbar, 
wie eng rassistische und klassistische Machtverhältnisse 
miteinander verflochten sind. Diese Verflechtung bleibt 
jedoch nicht auf politische Entscheidungen oder mediale 
Diskurse beschränkt — sie wirkt tief hinein in die Felder 
politischer Bildung und Jugendarbeit. Die Critical Race 
Theory zeigt, dass Rassismus nicht nur ein individuelles 
Vorurteil ist, sondern ein strukturelles Prinzip, das institu-
tionelle Rahmen, Erwartungen und pädagogische Praktiken 
prägt. Klassismus verstärkt diese Dynamik, indem ökonomi-
sche Ungleichheit als natürliche Ordnung erscheint und in 
Bildungsprozessen stillschweigend mitgeführt wird.

Besonders deutlich wird dies in aktuellen Beispielen 
politischer Praxis: So werden im Landkreis Nordhausen 
Bürgergeldempfänger*innen und im Landkreis Saale-Orla 
Geflüchtete verpflichtet, bis zu 40 Stunden pro Woche ge-
meinnützige Arbeit zu leisten — für 1,20 Euro oder sogar nur 
0,80 Euro pro Stunde. Bei Verweigerung drohen Sanktionen 
wie Leistungskürzungen (siehe S. 11). Solche Maßnahmen 
stehen stellvertretend für eine Politik, die Menschen in Ar-
mut zu Arbeitskräften minderen Wertes degradiert und da-
mit rassistische wie klassistische Abwertungslogiken stabi-
lisiert. In der politischen Bildung und Jugendarbeit tauchen 
diese Narrative nicht selten wieder auf: junge Menschen 
reproduzieren sie, hinterfragen sie oder fühlen sich durch 
sie verletzt und ausgeschlossen. Bildungsräume sind somit 
keine neutralen Orte, sondern Spiegel gesellschaftlicher Un-
gleichheitsverhältnisse.

Hier entsteht eine doppelte Herausforderung: Einerseits 
prägen die Ungleichheiten, über die gesprochen wird, die 
Lebensrealität vieler junger Menschen unmittelbar. Anderer-
seits beeinflussen rassifizierende und klassistische Struktu-
ren selbst die Bedingungen, unter denen Bildung vermittelt 
wird. Wer als „bildungsfern“ gilt, wem politische Mündig-
keit zugesprochen wird, welche Perspektiven in Materia-
lien auftauchen und welche fehlen — all dies ist Teil jener 

strukturellen Mechanismen, die die Critical Race Theory 
beschreibt.

Politische Bildung darf sich daher nicht allein darauf be-
schränken, Wissen über Diskriminierung zu vermitteln. Sie 
muss sich ihrer eigenen Verflechtung mit diesen Machtver-
hältnissen bewusst werden. Pädagogische Räume können 
nur dann solidarische Räume sein, wenn sie die strukturel-
len Bedingungen offenlegen, unter denen junge Menschen 
sprechen, lernen und handeln. Besonders für Jugendliche, 
die selbst Rassismus oder Armutserfahrungen machen, 
muss Bildung mehr sein als eine abstrakte Auseinander-
setzung: Sie braucht Anerkennung, Empowerment und eine 
klare Haltung gegen jede Form von Abwertung.

Gleichzeitig verlangt eine demokratische Jugendarbeit, 
Machtverhältnisse konsequent mitzudenken. Warum er-
halten manche Jugendliche selbstverständlich Vertrauen 
und Handlungsspielräume, während andere permanent 
legitimieren müssen, dass sie dazugehören? Warum gelten 
bestimmte Erfahrungen als „allgemeinbildend“, während 
andere als Sonderfall erscheinen? Und wie lässt sich ver-
hindern, dass pädagogische Ansätze ungewollt dieselben 
Hierarchien reproduzieren, die sie eigentlich kritisieren?

Eine professionelle Antwort darauf erfordert sowohl struktu-
relle Reflexion als auch praktische Veränderung. Politische 
Bildung muss rassistische und klassistische Logiken nicht 
nur thematisieren, sondern bewusst durchbrechen — durch 
diversitätsorientierte Didaktik, durch Beteiligungskulturen, 
die alle ernst nehmen, und durch Räume, in denen Macht 
kritisch verhandelt werden kann. Jugendarbeit wird erst 
dann wirklich demokratisch, wenn sie die Ungleichheiten, 
die sie umgeben, nicht übersieht, sondern aktiv bearbeitet.

In diesem Sinne wünsche ich eine anregende Lektüre

Karima Benbrahim
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Verflochtene Ordnungen
Wie Klassismus und Rassismus soziale Ungleichheit erzeugen und legitimieren

HOUSSAM HAMADE 

Im Herbst 2009 schrieb Thilo Sarrazin: „Ich muss niemanden 
anerkennen, der vom Staat lebt, diesen Staat ablehnt, für 
die Ausbildung seiner Kinder nicht vernünftig sorgt und 
ständig neue kleine Kopftuchmädchen produziert.“ Gemeint 
waren „Migranten aus arabischen Ländern“, die sich „in den 
Sozialsystemen einnisten“ (Sarrazin 2010, 103 f.). Sarrazin, 
der vielleicht wichtigste Vorreiter des Rechtsrucks in 
Deutschland, brachte damit in zwei Zeilen zum Ausdruck, 
wie die kulturelle Abwertung rassifizierter Gruppen mit der 
Verachtung von Armen verknüpft sind. Der Autor durfte das 
Wort „Rasse“ auf Anweisung seines Verlages nicht verwen-
den (vgl. Bergmann 2017) — die Denkfigur blieb dieselbe. Sie 
zeigt, dass Rassismus und Klassismus zusammenhängen.

Was ist Klassismus?

Der Begriff Klassismus ist vergleichsweise jung. Erst seit den 
2000er-Jahren wird er im deutschsprachigen Raum syste-
matischer diskutiert; dementsprechend sind die Definitio-
nen noch recht uneinheitlich. Konsens ist, dass Klassismus 
die Diskriminierung von Menschen aufgrund ihres sozialen 
Status und ihrer sozialen Herkunft bezeichnet.

„Klassismus ist damit kein  
individuelles Vorurteil, sondern ein 
gesellschaftlicher Mechanismus, 
der Ungleichheit zugleich produziert 
und legitimiert.“

Die Autor*innen Markus Gamper und Annett Kupfer definie-
ren in ihrer 2023 erschienenen Arbeit Klassismus als „Diskri-
minierung und Stigmatisierung entlang sozioökonomischer 
Klassen sowie die Schaffung sozialer, ökonomischer und 
kultureller Asymmetrien“ (Gamper/Kupfer 2023, 22). Klassis
mus ist damit kein individuelles Vorurteil, sondern ein 

gesellschaftlicher Mechanismus, der Ungleichheit zugleich 
produziert und legitimiert.

In der Debatte haben sich zwei wichtige Perspektiven eta-
bliert, die oft gegeneinander diskutiert werden. Andreas 
Kemper und Heike Weinbach, beide Pioniere der Klassis-
musforschung vertreten eine offenere Definition: Klassismus 
sei nicht nur die Diskriminierung und Unterdrückung von 
Armen und Arbeiter*innen, sondern bezeichne auch deren 
materielle Ausbeutung. Diskriminierung und Ausbeutung 
sind damit zwei Seiten derselben kapitalistischen Struktur 
(Kemper/Weinbach 2009). Der Journalist Sebastian Fried-
rich argumentiert demgegenüber für eine engere Fassung: 
Klassismus sei vor allem eine diskriminatorische Praxis, die 
dazu diene, Klassenherrschaft aufrechtzuerhalten (Friedrich 
2021). Der offenere Klassismusbegriff drohe, Klassenverhält-
nisse und Ausbeutung zugunsten von Status- und Diskrimi-
nierungsfragen zu vernebeln. Er schlägt vor, Klassismus als 
Ideologie zu fassen, und das Konzept nicht begrifflich mit 
der Analyse von Produktions- und Eigentumsverhältnissen 
zu vermischen.

Beide Zugänge haben unterschiedliche Stärken. Die offe-
nere Definition erlaubt eine offenere Herangehensweise. Ihr 
Vorteil liegt darin, dass sie theoretische und aktivistische 
Perspektiven miteinander verbindet: Sie kann Erfahrungen, 
Praxen und neue Erkenntnisse aus sozialen Bewegungen 
aufnehmen und weiterentwickeln (vgl. Kemper/Weinbach 
2009, 15 f.). Ihr Nachteil ist, dass sie zur Unschärfe neigt und 
Vorgänge beschreibt, die mitunter mit marxistischen Begrif-
fen genauer erfassbar sind.

Die engere Definition (Friedrich 2021) ist analytisch schär-
fer. Sie versteht Klassismus vor allem als symbolisch-ideo-
logische Praxis der Diskriminierung, die Klassenherrschaft 
kulturell absichert. Dadurch vermeidet sie Überschneidun-
gen mit ökonomischen Konzepten wie „Ausbeutung“ oder 
„Klassenverhältnis“.
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Dieser Text folgt einer vermittelnden Perspektive, die Klas-
sismus analytisch vor allem als Diskriminierungsverhältnis 
versteht, zugleich aber betont, dass diese Diskriminierung 
systematisch mit kapitalistischer Ausbeutung verknüpft ist. 
Klassistische Deutungen legitimieren Ausbeutung, stabili-
sieren Ungleichheit und prägen ihre Internalisierung. Der 
Begriff bleibt damit einerseits analytisch handhabbar, an-
dererseits offen genug, um soziale und politische Praxis mit 
einzubeziehen.

Kemper und Weinbach unterscheiden beim Klassismus drei 
zentrale Ebenen: die institutionelle, die kulturelle und die 
individuelle. Klassismus entsteht und verfestigt sich da-
bei über komplexe Prozesse, die sowohl bewusst als auch 
unbewusst ablaufen können. Bewertungen erfolgen nicht 
ausschließlich auf Basis tatsächlicher Klassenzugehörigkeit, 
sondern häufig auch nach zugeschriebenen Merkmalen wie 
Sprache oder Kleidung. Ziel der Analyse von Diskriminie-
rungsstrukturen ist es nicht nur, Unterschiede aufzuzeigen, 
sondern auch sichtbar zu machen, welche gesellschaftli-
chen Werte höher bewertet werden und auf welche Weise 
dieses Bewertungssystem stabilisiert und reproduziert wird. 

„Dennoch gilt diese Ordnung vielen 
als gerecht – weil sie sich als  
Leistungsgesellschaft präsentiert, 
in der Privilegien als verdient und  
Benachteiligungen als selbst­
verschuldet erscheinen.“

Materielle Strukturen und soziale Deutungsmuster spielen 
dabei zusammen: Wer wenig Geld hat, wohnt häufiger in 
benachteiligten Vierteln, erlebt schlechtere Infrastruktur 
und geringere Teilhabe — und trifft auf Institutionen, die die 
eigene Lage als selbstverschuldet deuten. So entsteht, was 
Pierre Bourdieu als Habitus beschreibt: eine verinnerlichte 
Wahrnehmung sozialer Grenzen (vgl. Bourdieu 1982, 108 f.). 
Empirisch zeigt sich, dass in kaum einem anderen europäi-
schen Land der Bildungserfolg so stark von der Herkunft 
abhängt wie in Deutschland (vgl. El-Mafaalani 2020, 41 f.). 

Auch Lebenserwartung und Gesundheit korrelieren eng mit 
Einkommen. Dennoch gilt diese Ordnung vielen als gerecht 
— weil sie sich als Leistungsgesellschaft präsentiert, in der 
Privilegien als verdient und Benachteiligungen als selbst-
verschuldet erscheinen. Diese meritokratische Ideologie ist 
ein notwendiger Teil der Verachtung von Menschen, die arm 
sind und wenig formale Bildung erhalten haben. Empiri-
sche Befunde zeigen zudem, dass meritokratische Über-
zeugungen häufig mit klassistischen Abwertungen einher-
gehen — also der Neigung, Angehörigen „unterer Schichten“ 
mangelnde Leistungsbereitschaft oder geringere Fähigkeiten 
zuzuschreiben (Rippl/Seipel 2022).

Intersektionalität: Rassismus und Klassismus 
zusammendenken

Rassismus und Klassismus sind ineinandergreifende Sys-
teme, die Ungleichheit organisieren. Beide sortieren Men-
schen nach ihrem vermeintlichen Wert für die Gesellschaft: 
ökonomisch, kulturell und moralisch.

In der Praxis überlagern sie sich ständig. Migrantische Be-
schäftigte arbeiten überproportional in niedrig entlohnten, 
körperlich belastenden Branchen — Pflege, Reinigung, Bau 
oder Logistik. Sie leisten wichtige Arbeiten für Gesellschaft, 
werden aber doch verachtet.  Rassismus markiert sie als 
„fremd“, Klassismus als „unten“. Beides ist sehr oft ver-
mischt.

Rassistische Diskurse übernehmen klassistische Argumente, 
wenn sie Armut und Arbeitslosigkeit kulturell erklären. Bei 
Sarrazin und vielen anderen rechten Akteuren sind soziale 
und ethnische Kategorien kaum zu trennen: Wer ökono-
misch „unten“ steht, gilt zugleich als kulturell und mental 
defizitär. Seine Rhetorik macht Herkunft und Klasse aus-
tauschbar — und übersetzt soziale Ungleichheit in ethni
sche Differenz. Umgekehrt wird Klassismus rassifiziert, 
wenn Armut mit Migration verknüpft und als „Integrations
problem“ erscheint. So entsteht eine doppelte Legitimation: 
ökonomisch und kulturell. 
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Wie eng beides verbunden ist, zeigt sich besonders im 
Arbeitsmarkt. Ein erheblicher Anteil von Beschäftigten mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit arbeitet im deutschen 
Niedriglohnsektor: Rund 32,2 Prozent der vollzeitbeschäftig-
ten Ausländer*innen erhalten Niedriglöhne — im Vergleich 
zu 13,6 Prozent bei deutschen Beschäftigten (Deutscher 
Gewerkschaftsbund 2023). Gerade während der Pandemie 
zeigten zentrale Niedriglohnsektoren ein Muster „migran-
tisierter“ Prekarität: Überlange Schichten ohne Reinigung, 
Krankarbeit unter Kündigungsdruck, systematische Lohn-
ungleichheit nach Herkunft sowie offen rassistische Hierar-
chisierungen trafen vor allem migrantische Beschäftigte, die 
zugleich aufgrund prekärer Aufenthaltslagen faktisch zum 
Arbeiten gezwungen waren (Birke/Neuhauser 2021).

In der häuslichen Pflege arbeiten vorwiegend Frauen aus 
Polen, Rumänien oder Bulgarien. Ihre Situation ist durch 
eine unsichere Rechtslage und problematische Arbeits-
bedingungen geprägt. Sie wohnen in der Regel mit der zu 
pflegenden Person unter einem Dach, sind rund um die Uhr 
im Einsatz, werden aber nur für wenige Stunden pro Tag 
bezahlt. Die Lücke zwischen tatsächlicher Einsatzzeit (quasi 
rund um die Uhr) und vergüteter Arbeitszeit (nur wenige 
Stunden) drückt den effektiven Stundenlohn deutlich unter 
das Mindestlohnniveau. (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2024).

Diese Beispiele zeigen, dass Rassismus und Klassismus 
nicht nebeneinander, sondern miteinander wirken: Öko-
nomische Ausbeutung und symbolische Abwertung bilden 
eine gemeinsame Struktur gesellschaftlicher Ungleichheit. 
Kulturelle Ordnungs- und Ausschlusssysteme deuten soziale 
Ungleichheit, rechtfertigen und stabilisieren sie — eng ver-
woben mit kapitalistischen Ausbeutungsverhältnissen. 

Intersektionalität bedeutet in diesem Sinn nicht die Addi
tion von Diskriminierungen, sondern ihre gegenseitige 
Verstärkung. Klassismus und Rassismus sind teils ähnliche 
kulturelle Mechanismen, die soziale Ungleichheit legitimie-
ren — und dadurch den kapitalistischen Normalzustand 
absichern.

Kolonialismus, Kapitalismus und Rassismus

Die Verbindung von Kapitalismus und Rassismus ist kein Zu-
fall, sondern historischer Kern der Moderne. Die ständische 
Gesellschaft war eine frühe Form sozialer Hierarchisierung, 
die später rassifizierend ausgelegt wurde (vgl. Robinson 
2000, 2ff.). Der französische Rassentheoretiker Gobineau 
begriff die aristokratische Elite als eine überlegene „Rasse“ 
und verstand Bauern als gesellschaftlich und biologisch 
einer „minderwertigen“ Rasse zugehörig (vgl.: Gobineau 
1915).

Mit der kolonialen Expansion wurde Ungleichheit globali-
siert. Kolonialismus war keine Nebenfolge, sondern Voraus-
setzung kapitalistischer Entwicklung. Die Industrialisierung 
Europas beruhte auf Ressourcen und Arbeitskraft aus den 
Kolonien. Rassismus machte diese Ausbeutung moralisch 
tragfähig: Er erklärte Herrschaft zur Zivilisierung, Sklaverei 
zur Arbeit, Enteignung zu Fortschritt.

„Rassismus machte diese Ausbeutung 
moralisch tragfähig: Er erklärte  
Herrschaft zur Zivilisierung,  
Sklaverei zur Arbeit, Enteignung 
zu Fortschritt.“

Cedric Robinson spricht deshalb vom racial capitalism: Der 
Kapitalismus, so seine These, war nie farbenblind, sondern 
nutzte Rassifizierung als Produktionsweise (vgl. Robin-
son 2000, 26f.). Rassistische Hierarchien ermöglichten es, 
Arbeitskraft zu spalten, Widerstand zu verhindern und Aus-
beutung zu legitimieren (Hamade/Sorg 2022, S. 127ff.).

Satnam Virdee führt diesen Gedanken weiter. In seiner Ana-
lyse europäischer Klassengesellschaften zeigt er, dass Rassi-
fizierung nicht nur zwischen Kontinenten, sondern innerhalb 
Europas funktionierte (vgl. Virdee 2019, 44ff.). Die Abwertung 
irischer, jüdischer oder südosteuropäischer Arbeiter*in-
nen im 19. Jahrhundert war Teil desselben Prozesses: die 



Fachzeitschrift des Informations- und Dokumentationszentrums für Antirassismusarbeit in Nordrhein-Westfalen        7

Verflochtene Ordnungen

Konstruktion eines weißen europäischen Subjekts, dessen 
Überlegenheit soziale Kohäsion stiften sollte.

Diese Logik wirkt fort. Globale Lieferketten, Migrationspolitik 
und Arbeitsmarktregime reproduzieren koloniale Arbeits-
teilungen: Sie organisieren transnationale Arbeitskraft über 
hierarchisierte, häufig rassifizierte Segmente hinweg (vgl. 
Mezzadra/Neilson 2013). Pflegekräfte aus Osteuropa, Ernte-
helferinnen aus Rumänien und Fahrerinnen aus Südasien 
halten diese Infrastruktur aufrecht.

Nancy Fraser beschreibt diese Kontinuität als Struktur
prinzip kapitalistischer Entwicklung: Ausbeutung von Lohn-
arbeit und rassistisch organisierte Enteignung sind keine 
getrennten Prozesse, sondern gehören historisch zusammen 
(Fraser 2019).

Wirkungsweisen und 
Internalisierungsprozesse

Klassismus und Rassismus strukturieren nicht nur Institu-
tionen, sondern auch Wahrnehmungen und Selbstbilder. Sie 
prägen, wie Menschen über sich selbst denken — und wie 
sie von anderen eingeschätzt werden. Diese Prozesse begin-
nen früh, oft schon in der Schule.

Kinder aus Arbeiter- oder Migrant*innenfamilien wechseln 
deutlich seltener auf ein Gymnasium als Kinder aus privi
legierten Haushalten (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2022). Der sozioökonomische Status ist dabei 
der entscheidende und erklärende Faktor.  Eine Studie des 
ifo-Instituts zeigt: Kinder aus dem oberen Einkommensvier-
tel mit akademischen Eltern besuchen zu über 80 Prozent 
ein Gymnasium, während es bei Kindern aus dem unteren 
Viertel mit Migrationsgeschichte nur rund 20 Prozent sind 
(Wößmann et al. 2023). Lehrkräfte handeln dabei selten be-
wusst diskriminierend, doch Erwartungen, Zuschreibungen 
und Unterstützungsstrukturen sind sozial ungleich verteilt — 
mit Folgen für Selbstvertrauen und Aufstiegschancen.

Diese Mechanismen setzen sich im Erwachsenenleben 
fort. Menschen mit türkisch klingenden Namen werden bei 

gleicher Qualifikation seltener zu Vorstellungsgesprächen 
für Ausbildungsplätze eingeladen (Schneider/Yemane/
Weinmann 2014). Ähnlich zeigt das gemeinsame Datenpro-
jekt „Hanna und Ismail“ von BR Data und SPIEGEL ONLINE, 
dass Bewerberinnen mit arabischem Namen deutlich 
seltener zu Wohnungsbesichtigungen eingeladen werden 
als identische Bewerberinnen mit deutschem Namen (BR/
Spiegel 2017). Klassismus und Rassismus greifen hier inein-
ander: Ökonomische Benachteiligung wird durch ethnische 
Zuschreibungen kulturell überformt und legitimiert. Wer als 
„fremd“ gilt, wird oft zugleich als „nicht leistungsbereit“ oder 
„nicht passend“ markiert — ein Muster, das sozial abwertet 
und kulturell ausschließt.

Auch im Gesundheitswesen wirkt diese doppelte Ordnung 
fort. Menschen mit niedrigem sozioökonomischem Status 
berichten deutlich schlechtere Gesundheit, sind häufiger 
chronisch krank und haben eine geringere Lebenserwar-
tung als ökonomisch besser Gestellte (Lampert/Hoebel/
Kroll 2019). Die Differenz beträgt — je nach Geschlecht — 
zwischen gut vier und gut acht Jahren. Gesundheitliche Be-
lastungen werden dabei durch Arbeitsbedingungen, Stress 
und begrenzte Ressourcen verstärkt. Gesundheit ist damit in 
hohem Maße auch ein Armuts- und Ungleichheitsproblem. 
Beschwerden werden in gesundheitlichen Debatten außer-
dem häufig nur auf individuelles Verhalten zurückgeführt, 
obwohl aktuelle Forschung zeigt, dass soziale und mate-
rielle Lebensbedingungen — etwa Arbeitsbelastung, Stress, 
Einkommen oder Wohnverhältnisse — entscheidend zur 
gesundheitlichen Ungleichheit beitragen (ebd.).

Klassismus und Rassismus wirken zudem über Sprache, Ak-
zent, Kleidung und Körpersprache. Diese kulturellen Marker 
entscheiden darüber, wer als kompetent oder glaubwürdig 
gilt. In Behörden, Schulen oder Bewerbungsgesprächen 
finden unzählige stille Prüfungen statt, in denen Zugehörig-
keit bestätigt oder infrage gestellt wird. Menschen reagieren 
darauf, indem sie ihre Sprache anpassen, ihre Herkunft ver-
bergen oder überkompensieren. Pierre Bourdieu bezeichnet 
dies als symbolische Gewalt — eine Form unsichtbarer Herr-
schaft, bei der soziale Ordnung verinnerlicht und reprodu-
ziert wird (Bourdieu 1982, 1987).
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So reproduzieren sich Ungleichheiten, selbst wenn offene 
Diskriminierung abnimmt. Rassismus und Klassismus wirken 
als kulturelle Mechanismen, die sich in Körpern und Selbst-
bildern fortsetzen.

Fazit

Klassismus und Rassismus sind keine Randerscheinungen, 
sondern Grundbedingungen kapitalistischer Gesellschaften. 
Wer von „Leistung“ oder „Integration“ spricht, wiederholt oft 
unbewusst ihre Logik: Resultate ökonomischer Macht und 
sozialer Privilegien werden zu individuellem Verdienst um-
gedeutet. Rassismus und Klassismus erzeugen bei großen 
Teilen der Gesellschaft — und selbst bei vielen Betroffenen 
— die Wahrnehmung, dass Ungleichheit selbstverständlich 
und gerecht sei.

Teile der Gesellschaft erleben soziale Gerechtigkeit und 
Vielfalt nicht als Fortschritt, sondern als Bedrohung. Viele 
AfD-Wähler*innen sehen in Gleichstellungspolitik den Be-
weis einer „verkehrten“ Ordnung und fordern die Rück-
kehr zu härteren sozialen Verhältnissen, wie Amlinger und 
Nachtwey in ihrem Buch „Zerstörungslust“ nachweisen (vgl.: 
Amlinger/Nachtwey 2025). Die Logik von Rassismus und 
Klassismus wirkt hier nicht nur stabilisierend, sondern mo-
bilisierend: Sie liefert die kulturelle Legitimation für autori-
täre Politik und die Wiederherstellung schon überwunden 
geglaubter Hierarchien.

Eine kritische Gesellschaftsanalyse muss beide Phänomene 
gemeinsam betrachten — nicht als getrennte Diskriminie-
rungen, sondern als Teil derselben Ordnung. Nur so lässt 
sich verstehen, wie sie Ungleichheit nicht nur fortschreiben, 
sondern auch immer wieder neu in Bewegung setzen.
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Klassismuskritische Perspektiven auf Politische Bildung

TÚ QÙYNH NHU NGUYÊ
~
 N 

Rassismuskritische Bildung ist eine Antwort auf die nicht 
müde-werdenden Stimmen und Forderungen nach Gleich-
berechtigung und Gerechtigkeit verschiedener Betroffener. 
Sie bietet als Reflexionsraum die Möglichkeit widerstän-
dige und emanzipatorische Prozesse anzustoßen. Sie stellt 
normalisierte rassistische Wissensbestände infrage und 
versucht sie zu dekonstruieren. Sie bietet die Möglichkeit, 
sich kritisch mit den gesellschaftlichen Verhältnissen und 
der eigenen Position darin auseinanderzusetzen, indem his-
torische, politische und soziale Zusammenhänge in Bezug 
zu gegenwärtigen Strukturen, institutionellen sowie alltäg-
lichen Praktiken hergestellt werden. Sie beinhaltet außer-
dem den Auftrag Stimmen und Forderungen marginalisierter 
rassifizierter Gruppen zu verstärken und zu unterstützen. 
Es können Empowermentprozesse rassifizierter Gruppen 
angestoßen werden, indem das Wissen die Lernende dazu 
befähigt, sich für ihre Rechte in Bezug auf Ungerechtigkei-
ten ein- und durchzusetzen. Vor allem ist es aber auch ein 
Raum, der die Möglichkeit der Kollektivität, der Verbunden-
heit und der Selbstorganisierung bietet. Es geht also nicht 
(nur) darum, sich neues Wissen oder Kompetenzen für den 
nächsten Job anzueignen, vielmehr sollte es darum gehen, 
einen solidarischen Umgang mit Privilegien zu fördern und 
zu Widerstand zu befähigen.

„Allerdings ist rassismuskritische  
Bildung mitnichten allen Menschen 
zugänglich und im Moment eher 
noch ein Privileg der Privilegierten.“

Allerdings ist rassismuskritische Bildung mitnichten al-
len Menschen zugänglich und im Moment eher noch ein 
Privileg der Privilegierten. Besonders häufig sind gerade 
Personen, die von Klassismus betroffen sind, davon aus-
geschlossen. Deshalb möchte ich im Weiteren darauf ein-
gehen, was Klassismus ist, welche Fallstricke es gerade in 

der rassismuskritischen politischen Bildung mit sich bringt 
und daran anknüpfend Impulse und Überlegungen für eine 
klassismuskritische rassismuskritische politische Bildung 
formulieren.

Klassismus — und wie Bildung dazu beiträgt 

Klassismus richtet sich gegen Menschen aus der Armuts- 
und Arbeiter*innenklasse, z. B. einkommensarme, erwerbs-
lose und wohnungslose Menschen oder Arbeiter*innenkin-
der (Seeck, 2021). Hierbei werden negative Zuschreibungen 
genutzt, um die Ungleichbehandlung von klassismusbetrof-
fenen Menschen, wie das Verwehren von Ressourcen wie 
u. a. Bildung, zu legitimieren. Klassismus bezieht sich auf 
Differenzkategorien wie etwa Klassenherkunft und/oder 
Klassenposition und ist historisch eng mit Rassismus ver-
knüpft (Balibar, 2021). 

Mehrere Historiker*innen (u. a. E. Williams, Colette 
Guillaumin usw.), die sich mit Rassismus befasst haben, 
unterstreichen, dass der moderne Rassenbegriff 1, sofern 
dieser in einem Diskurs von Verachtung und Diskriminie-
rung eingebettet ist, seit seiner Entstehung dazu dient(e), 
die Menschheit in „Übermenschen“ und „Untermenschen“ 
zu spalten. Dabei spielte zunächst Nationalität oder Ethnie 
keine Rolle, vielmehr war es eine klassenmäßige Unter-
teilung. Es ging darum die Ungleichheit der sozialen und 
ökonomischen Klassen als eine naturgegebene Ungleichheit 
darzustellen (Naturalisierung) (ebd.). Beispielsweise können 
aristokratische Darstellungen des Erbadels also analog 

1	 Auch wenn die Bezeichnung ‚Rasse‘ umstritten ist und deren Verwen-
dung immer die Gefahr birgt rassistische Diskurse zu reproduzieren, fin-
det diese Bezeichnung an manchen Stellen hier Verwendung. Da es vor 
allem darum gehen soll, nachzuzeichnen, inwiefern Klassismus und Ras-
sismus historisch miteinander verknüpft sind und sich beideim Ursprung 
gleichermaßen auf diese Bezeichnung beziehen.
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zu weißsein2 betrachtet werden, nämlich als die „höhere 
Rasse“ im Gegensatz zur „niederen Rasse“, die zur Knecht-
schaft geboren und keiner eigenen Kultur fähig seien (ebd.). 
So wurde die arbeitende Klasse als die entartete „Rasse“ 
hergestellt, indem sie mit materiellem und geistigem Elend, 
mit Lastern (Alkohol, Drogen) und moralisch verwerflichen 
Merkmalen in Bezug auf Körperlichkeit, wie etwa Unge-
pflegtheit, sexuelle Zügellosigkeit (insbesondere bei Weib-
lichkeit) oder gar mit speziellen Krankheiten verknüpft 
wurde, die für den Adel angeblich bedrohlich seien. Auf 
diese Weise wurde die arbeitende Klasse mit einer gefähr-
lichen Klasse gleichgesetzt. Erst später verlagerte sich die 
Hierarchisierung der Menschen an die Grenzen der Natio-
nalität, wodurch der ‚Rassenbegriff’ ethnisiert wurde und 
Eingang in nationalistische Diskurse fand. Diese Darstel-
lungen machten die hierarchischen Positionszuweisungen 
innerhalb der Produktionsverhältnisse plausibel. Analog 
dazu funktioniert der Kolonialrassismus, welcher eben-
falls anhand verschiedener Differenzkategorien (wie Ethnie, 
(vermeintliche) Herkunft, Hautfarbe, Kultur etc.) in Gruppen 
einteilt, diese hierarchisiert und ihre Ungleichbehandlung, 
Ausbeutung und Versklavung aufgrund von Zuschreibungen 
und Darstellungen als nicht kulturfähigen und nicht voll-
ständigen Menschseins legitimiert (Scharathow, 2019). Diese 
Narrative setzten sich bis heute fort und manifestieren sich 
in klassistischen und rassistischen Strukturen, wie etwa insti-
tutionelle und interaktive Praktiken (z. B. Bürgergeldreformen, 
Asylgesetze3 usw.).

Diese Ungleichheitsverhältnisse sind nicht statisch und 
müssen kontinuierlich aufrechterhalten werden. Hierbei 
spielt Bildung und pädagogische Vermittlung eine beson-
dere Rolle. 

2	 Der Begriff weiß oder weißsein wird in Anlehnung an Eske Wollrad (2010: 
145) als eine politische Kategorie im Sinne von Machterfahrungen von 
Menschen, die als weiß* konstruiert werden, verwendet. Da die Groß-
schreibung von „Weiß“, aufgrund der Tendenz zur Gleichsetzung mit dem 
politischen widerständigen Begriff Schwarz, vielfach kritisiert wurde, ent-
scheide ich mich für eine Kleinschreibung.

3	 Bürgergeldempfänger*innen in Thüringen im Landkreis Nordhausen und 
Geflüchtete Menschen im Landkreis Saale Orla werden bis zu 40 Stunden 
pro Woche zu gemeinnütziger Arbeit für 1,20 Euro oder 0,80 Euro pro 
Stunde verpflichtet. Bei Verweigerung drohen den Menschen,die bereits 
unter der Armutsgrenze leben, Sanktionen wie etwa Leistungskürzungen; 
es sollen sogar Mitarbeiter*innen des Jobcenters Menschen bei nicht  
Erscheinen persönlich aufsuchen.

Aus einer hegemonietheoretischen Position wird angenom-
men, dass wesentliche Aspekte des Herrschens und Beherr-
schens pädagogisch vermittelt werden und auf diese Weise 
Denk- und Handlungsweisen ideologisch geformt werden. 
Hegemonie ist ein spezifischer Herrschaftsmodus moder-
ner bürgerlicher Gesellschaften, in denen Herrschaftsver-
hältnisse nicht nur über Repression (Gewalt und Strafe), 
sondern vor allem über gesellschaftlichen Konsens her-
gestellt wird (Castro Varela, 2023). Das heißt, es bedarf der 
Zustimmung der Marginalisierten zu ihrer Unterdrückung 
und ihrem Ausschluss. Menschen werden qua Bildung davon 
überzeugt, dass es normal und richtig sei, dass Menschen 
Multimilliardäre und andere wiederum obdachlos sind. Es 
wird angenommen, dass alle entsprechend ihrer eigenen 
Leistung jeweils das erhalten, was sie verdienen — ganz im 
Sinne des Meritokratischen Mythos: „jede*r müsse sich nur 
genug anstrengen“ denn „jede*r ist seines/ihres eigenen 
Glückes Schmied“. Bildung kann demnach sowohl zur Legiti
mierung herrschender Machtverhältnisse, als aber auch zu 
deren Anfechtung beitragen. 

Klassistische Fallstricke Rassismuskritischer 
Bildung

Klassismus erfüllt im Bildungskontext sowohl im formalen 
als auch im non-formalen eine besonders wirkmächtige 
Funktion. Dabei spielt nicht nur das ökonomische Kapital 
eine Rolle, sondern vor allem auch das kulturelle Kapital 
(Bourdieu 1983).4 Dies bezieht sich z. B. auf in den Körper 
eingeschriebene Formen kultureller Praktiken, wie etwa 
Sprache, Fertigkeiten, Denkweisen und Muster (Habitus) 
(ebd.). In der rassismuskritischen politischen Bildung spielt 
Sprache eine relevante Rolle. Denn ähnlich wie die formale 
Bildung — Schule — ist auch die rassismuskritische politi-
sche Bildung häufig voraussetzungsvoll. Sie orientiert sich 
an einer bestimmten Kultur, die bestimmte (Sprach-)Codes 

4	 Das kulturelle Kapital umfasst bestimmte Fähigkeiten und Ausdrucks-
weisen, die einem Individuum bedingt durch die Sozialisation mitge-
geben worden sind oder angeeignet wurden. Ergänzt wird das kulturel-
le Kapital durch explizites und implizites Wissen, welches durch (Aus-)
Bildungsinstitutionen in Form von Abschlüssen bestätigt wird. Kulturel-
les Kapital drückt sich aber auch in Verhalten, Einstellungen, Denk- und 
Wahrnehmungsmustern, Sprache, Begehren und Geschmack aus.
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enthält. Um diese bedienen zu können, ist ein bestimmtes 
Wissen („woke“5 , „aware“6) und dessen Anwendung notwen-
dig — und damit Voraussetzung — für die Teilnahme an den 
Bildungsangeboten, welches sie eigentlich vorgeben zu ver-
mitteln. Zudem ist gerade Rassismuskritische Politische Bil-
dung in Deutschland, aufgrund der NS-Geschichte moralisch 
aufgeladen und damit noch voraussetzungsvoller in Bezug 
auf (Sprach-)Codes. Diese können für klassismusbetroffene 
Menschen große Hürden darstellen, um zu lernen, teilzuha-
ben und sogar starke Schamgefühle auslösen. Da sie mehr-
fach Erfahrungen darin gemacht haben, dass ihr Wissen und 
ihre Sprache als minderwertig oder gar ‚dumm‘ gelten.

Wenn also rassismuskritische Bildungsangebote unter dem 
Vorwand der „Awareness“ lediglich rassismuskritisches 
Wissen voraussetzen, anstatt zu vermitteln, dienen diese 
Angebote lediglich der Selbstbeweihräucherung und Identi-
tätsstiftung „als die Gutmenschen der Privilegierten“.

Neben diesen klassismuskritischen Fallstricken rassismus-
kritischer Bildung haben klassismusbetroffene Menschen 
tendenziell wenig(er) Zeit, Geld sowie körperliche und men-
tale Kapazitäten für zusätzliche freiwillige Bildungsformate 
zu Verfügung. Denn sie sind alltäglich dazu aufgefordert 
einen immens großen mental load zu bewältigen, da sie 
stets mit starken körperlichen sowie mentalen Belastun-
gen durch intensive (körperliche) Lohnarbeit, existenziellen 

5	 woke bedeutet „wachsames“ Bewusstsein gegenüber fehlender sozialer 
Gerechtigkeit und Rassismus. Der Begriff ist in den 1930er Jahren im afro-
amerikanischen Englisch entstanden. Der Begriff woke beinhaltete eine 
Kritik an systemischen Machtstrukturen und entsprechende Forderun-
gen an die Politik. Analog zu seiner Verbreitung im Mainstream änderte 
sich die Begriffsbedeutung etwa ab 2012 und wird ab dann als in hohem 
Maß politisch wach und engagiert gegen Diskriminierung, insbesondere 
rassistische und sexistische definiert und geht mit einem moralisieren-
den Charakter einher. Zum Beispiel formulieren es Köpf und Ramadani 
(2023): „Sie halten sich für wissend und klüger als die Mehrheit.“ Köpf 
und Ramadani (2023) gelangen zu der Einschätzung, dass die von „den 
Woken“ als egalitär dargestellte Politik  elitär sei.

6	 awareness bedeutet übersetzt Bewusstsein oder Achtsamkeit. Der Be-
griff ist in den USA in der antirassistischen Communityarbeit entstanden 
und findet erstmals in den späten 1980er-Jahren Erwähnung. Er bezeich-
net ein Schutzkonzept, welches Menschen bei der Erkennung von struk-
tureller Diskriminierung sowie bei der Parteilichkeit für die Betroffenen 
unterstützen soll. Insbesondere Frauen, Lesben, Inter*, nicht-binäre, 
trans* und Agender (FLINTA*) und Queere Personen of Color entwickelten 
Awareness-Konzepte, die eigene Strukturen gegen Diskriminierung und 
Gewalt beinhalteten, als Gegenentwurf zu staatlichen Sicherheitsbehör-
den, die diese Gruppen nicht schützen.

Sorgen oder Verantwortungen und Pflichten für andere 
Menschen konfrontiert sind. Das heißt es liegt nicht daran, 
dass klassismusbetroffene Menschen desinteressierter oder 
‚kognitiv nicht in der Lage’ seien solche Inhalte zu verste-
hen, sondern vielmehr ist es strukturell bedingt, dass ihnen 
Bildung systematisch verwehrt wird.

Besonders in einem Bereich, der von Ökonomisierung zu-
nehmend vereinnahmt wird, wie der in dem rassismuskriti-
sche Bildung häufig stattfindet, reduziert Bildung sich häufig 
auf einen Warencharakter. Es geht dann weniger darum sich 
in einem Selbst-Welt-Verhältnis zu erkennen und dem-
entsprechend (Gesellschafts-)Kritik zu üben, sondern eher 
darum sich standardisierte Inhalte, Methoden, Wording und 
Kompetenzen anzueignen, um das eigene Profil aufzuwer-
ten. Es stellt sich demnach die zentrale Frage, wer letztlich 
von dem Bildungsangebot, dem Wissen und den Inhalten 
profitiert. Aber nicht nur das, sondern auch welche Ziel-
gruppen von Interesse sind, welche Menschen das zusätz-
liche Geld und die Zeit aufbringen können oder es im Sinne 
des Humankapitals wert sind, sodass Arbeitgeber*innen die 
Kosten für Weiterbildungen übernehmen? 

Wie kann das widerständige und emanzipatorische Poten-
zial rassismuskritischer Bildung tatsächlich ausgeschöpft 
werden, um nicht etwa dem Divide et impera 7  anheim zu 
fallen und zusätzlich für Spaltung und Ausschluss zu sor-
gen, sondern einen Raum für Solidarität und Bündnisse zu 
schaffen? 

„Ziel klassismuskritischer und rassis­
muskritischer Bildungspraxis muss es 
also sein, Räume der Bündnisse und 
Solidarität zu schaffen.“

7	 Divide et impera ist latein. und bezeichnet wie die Übersetzung „teile 
und herrsche“ eine politische, militärische und rhetorische Strategie der 
Spaltung des gegnerischen Lagers. Es geht darum Gruppen leichter zu 
kontrollieren.
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Impulse klassismuskritischer 
rassismuskritischer Politischer Bildung 

Ziel klassismuskritischer und rassismuskritischer Bildungs-
praxis muss es also sein, Räume der Bündnisse und Soli-
darität zu schaffen. Dabei müssen Bildungspraktiker*innen 
sich nicht nur ihrer eigenen Position innerhalb gesellschaft-
licher Klassen- und Machtverhältnisse bewusst werden, 
sondern sich auch aktiv darüber Gedanken machen, wie 
mehrfach marginalisierte Communities bei der Konzeption, 
bei der Bewerbung (Wo und wie wird beworben? Welche 
Sprache/welche Codes werden verwendet?), Durchführung 
sowie Evaluation der Bildungsangebote kontinuierlich ein-
bezogen werden. Es stellt sich also die Frage: Wie können 
Stimmen, Forderungen und Bedürfnisse von gesellschaftlich 
(mehrfach) marginalisierten Gruppen verstärkt einbezogen 
werden? Und nicht etwa nur, indem die zu vermittelnden 
Inhalte in „leichter Sprache“ formuliert werden sollen. Denn 
auch diese Ableitung folgt nicht nur klassistischen Annah-
men, die klassismusbetroffene Menschen als „dumm“ oder 
„weniger intelligent“ imaginieren, sondern verfestigen zu-
sätzlich die Hierarchisierung einer vermeintlich „besseren“ 
oder „intelligenteren“ Sprache. Es muss also immer darum 
gehen, mehrfach marginalisierte Gruppen mit an den Tisch 
zu setzen und Voraussetzungen zu schaffen, die es ihnen er-
möglichen, tatsächlich teilzuhaben.

Wenn wir also klassismuskritische Bildungsangebote ge-
stalten möchten, ist es neben der Zugänglichkeit (finanziell, 
sprachlich, zeitlich und örtlich) unabdingbar verschiedene 
Bedürfnisse in Didaktik (interaktiv, Schreibübungen, bio-
grafische, auditive, visuelle, kreative, musikalisch- oder 
theater- und körperbezogene Übungen etc.) zu berücksich-
tigen, da klassismusbetroffene Menschen unterschiedliche 
(meist) schmerzhafte und abwertende Erfahrungen mit 
„Lernen in Institutionen“ gemacht haben, die oftmals durch 
starre Regeln und Frontalunterricht geprägt sind. Es geht 
darum, kreativ zu werden, um Lerninhalte und Lernsetting 
auf den Lebenszusammenhang der Lernenden abzustim-
men. Das heißt, dass die Lebenswelt der Lernenden den 
Ausgangspunkt des Lernens und für die Gestaltung der An-
gebote darstellt. 

Das würde bedeuten, dass die Inhalte und Ausgestaltung 
sich konkret auf ihre Lebensrealität beziehen. Dies könnte 
zum Beispiel heißen — nicht nur, dass der Workshop 
kostenlos ist und an entsprechenden Stellen beworben 
wurde — sondern auch dass dafür gesorgt wird, dass es 
eine kostenlose Kinderbetreuung gibt oder dass Personen 
für die Teilnahme finanziell entschädigt werden, weil sie in 
dieser Zeit nicht ihrer Lohnarbeit nachgehen können uvm., 
da insbesondere working poor8 sich nicht leisten können, 
an zusätzlichen Bildungsformaten teilzunehmen, auch wenn 
diese kostenfrei sind. Um solche voraussetzungsvollen Hür-
den für klassismusbetroffene oder mehrfachmarginalisierte 
Gruppen zu erkennen, ist es unabdingbar zu verstehen, wie 
gesellschaftliche Machtverhältnisse wie Rassismus, Klassis-
mus, Armut, Kapitalismus sowie globale Ausbeutungsver-
hältnisse Lebensrealitäten prägen, strukturieren und beein-
flussen. 

Da das Nachdenken über Herrschaftsverhältnisse immer 
mehr Fragen aufwerfen als fertige Antworten liefern (sollte), 
möchte ich mit Fragen abschließen: 

•	 Wie können wir gemeinsam die marginalisierten Gruppen 
tatsächlich erreichen, damit Bildung nicht ein Privileg der 
Privilegierten bleibt, sondern eine Möglichkeit wird, Privi-
legien im Sinne des Powersharings9 abzugeben? 

•	 Wie kann rassismuskritische Bildung tatsächlich intersektio-
nal gedacht werden und Kollektivität, Solidarität und Selbst-
organisierung möglich machen und tatsächlich zu rechtli-
cher, politischer und sozialer Gleichstellung beitragen?

8	 Working Poor bezeichnet Personen, die trotz voller Erwerbsfähigkeit kein 
Einkommen erreichen, das oberhalb der Armutsgrenze liegt (vgl. Castro 
Varela 2008: 28)

9	 Powersharing bezeichnet die Umverteilung von Macht und Privilegien. 
Dies kann sich auf diskursive, soziale und handlungspraktische Kontexte 
beziehen, wie z. B. die Umverteilung von Ressourcen, Zugängen, Gestal
tungsspielräume zu ermöglichen, Sprechräume zuöffnen, Menschen an 
Entscheidungsprozessen zu beteiligen uvm. (vgl. Chehata & Nguyễn, 
2023).
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DOSSIER: KLASSISMUSKRITISCHE 
& RASSISMUSKRITISCHE BILDUNG
Im Folgenden stellen wir Bildungsmaterialien und Literatur vor, die Hintergrundwissen vermitteln, zum Dialog anregen und 
Anknüpfungspunkte für eine klassismuskritische und rassismuskritische Bildungsarbeit liefern. Auffallend ist, dass es bisher 
vergleichsweise wenige Fachtexte und pädagogische Handreichungen gibt, die sich explizit mit der Intersektion von Klassis-
mus und Rassismus in der Bildungsarbeit befassen.

	 Literatur

„Intersektionen von Rassismus und  
Klassismus im Schulsystem“
von Dr. Ellen Kollender

www.ufuq.de/aktuelles/intersektionalitaet/

	 Arbeitshilfe

„klassismuskritische MÄDCHEN*ARBEIT“
der Geschäftsstelle AG Mädchen* in der 
Jugendhilfe & Tritta* — Verein für feministi-
sche Mädchen_arbeit e. V.

www.ag-maedchen-freiburg.de/wp-content/
uploads/Broschuere_klassismuskrit.maed-
chenarbeit_AGM_2021_web.pdf

	 Literatur

„Die Bedeutung von Klasse. Warum die  
Verhältnisse nicht auf Rassismus und 
Sexismus zu reduzieren sind“
von Bell Hooks

 	 Podcast

Dissens Podcast „Klassismus, was bedeutet 
das denn bitte?“
mit Francis Seeck und Brigitte Theißl

https://podcast.dissenspodcast.de/101-klas-
sismus

	 Literatur

„Nie mehr leise — Die neue migrantische 
Mittelschicht“
von Betiel Berhe

www.bpb.de/shop/buecher/schriftenrei-
he/549960/nie-mehr-leise/

	 Arbeitshilfe

„RCG-Magazin zu Intersektionalität“
der Heinrich-Böll Stiftung

https://heimatkunde.boell.de/sites/default/
files/rcg_magazin_komplett2014_10_11_1.pdf

	 Arbeitshilfe

„Rassismuskritik in der Mädchen*arbeit: 
intersektional weitergedacht!“
der LAG Mädchenarbeit in NRW e. V.

www.beltz.de/fachmedien/sozialpaedago-
giksoziale_arbeit/zeitschriften/betrifft_ma-
edchen/45996-betrifft-maedchen-4-2021.
html

	 Literatur

„Klassismus und Rassismus. Dimensionen 
einer vielschichtigen Intersektion“
von IDA e. V.

www.idaev.de/fileadmin/user_upload/pdf/
publikationen/Reader/2022_Klassismus_
Rassismus.pdf

	 Literatur

„Politische Bildung Intersektional“
der Bundeszentrale für politische Bildung

www.bpb.de/system/files/dokument_
pdf/6453_did_broschuere_220830_online.pdf

	 Methodenhandbuch

„Intersektionalität. Bildungsmaterialien 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung“ 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung

www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/
pdfs/Bildungsmaterialien/RLS-Bildungsma-
terialien_Intersektionalitaet_12-2016.pdf

	 Literatur

„Klassismus oder Was meine ich eigentlich, 
wenn ich von Klassismus spreche?  
Eine Annäherung.“
von Tanja Abou

www.vielfalt-mediathek.de/material/klas-
sismus-oder-was-meine-ich-eigentlich-
wenn-ich-von-klassismus-spreche-eine-an-
naeherung_

	 Literatur

„Privilegien. Macht, Einfluss und  
Handlungsmöglichkeiten“
des AWO Bundesverband e. V.

www.vielfalt-mediathek.de/material/privi-
legien

	 Methodenhandbuch

„Einsame Klasse. Eine Methodensammlung 
zur klassismuskritischen Bildungsarbeit“
von Spiegelbild — Politische Bildung aus 
Wiesbaden

www.spiegelbild.de/einsame-klasse-eine-
methodensammlung-zur-klassismuskriti-
schen-bildungsarbeit/

	 Literatur

„Solidarisch gegen Klassismus: 
Organisieren, intervenieren, umverteilen. 
Analyse & Anleitungen für konkrete anti-
klassistische Praxis“
von Francis Seeck und Brigitte Theißl

	 Arbeitshilfe

Heimat Almanya — Heimat im Plural.  
Eine Entdeckungsreise durch die  
Geschichte(n) der „Gastarbeiter*innen“
des Multikulturellen Forums e. V.

www.multikulti-forum.de/system/
files/2022-07/Heimat%20Almanya%20-%20
Heimat%20im%20Plural_web.pdf 

	 Arbeitshilfe

„Themenheft Klassismus. Diskriminierung 
aufgrund der sozialen Herkunft“
der Bundeskoordination Schule ohne 
Rassismus — Schule mit Courage

www.schule-ohne-rassismus.org/wp-con-
tent/uploads/TH-Klassismus-LoRes.pdf

Methoden & Materialien
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Rechtsextremismus
•Austermann, Nele/Ihßen, Leonard/Kleffner, Heike/Lang, Kati/

Pichl, Maximilian/Steinke, Ronen/Vetter, Tore (Hg.): Recht 
gegen Rechts. Report 2025. Frankfurt am Main: S. Fischer 
Verlag, 2025

•

•Eco, Umberto (Hg): Der ewige Faschismus. München: Carl 
Hanser Verlag, 2020

•

•Greuel, Frank/Karliczek, Kari-Maria/Kleist, J. Olaf/Winter, 
Sebastian (Hg.): Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung 
und Extremismusprävention. Abschlussbericht des Evalua-
tionsverbundes des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 
2020-2024. Weinheim: Verlag Beltz Juventa, 2025

•

• Mehnert, Alexandra/Fraaß, Elisa (Hg.): Ausstiegs- und Distan-
zierungsberatung. Innovationen und Impulse der Tertiär-
prävention im Kontext der (extremen) Rechten. Frankfurt/M: 
Wochenschau Verlag, 2025

•

• Mittag, Zoe (Hg.): World Wide Rechts. Rechtsextremismus auf 
Social Media. Hamburg: Verlag BoD, 2024

•

• Müller, Karl/Polaschek, Michael (Hg.): Die mythischen Formen 
des Faschismus. Auswirkungen bis zur Gegenwart. Hamburg: 
Verlag BoD, 2025

•

•Schultz, Tanjev (Hg.): Auf dem rechten Auge blind? Rechts
extremismus in Deutschland. Stuttgart: Verlag W. Kohl
hammer, 2021

•

•Tepper, Stefan (Hg.): Ausstiegsberatung für Rechtsextremist*in-
nen. Pädagogische Ansätze — Programm — Akteure. Frank-
furt/M: Wochenschau Verlag, 2025

•

•van Ooyen, Robert C. (Hg.): Extremismusbekämpfung. Ent
grenzungen — blinde Flecken — Korrekturen. Frankfurt: 
Verlag für Polizeiwissenschaft, 2025

•

•Zick, Andreas/Küpper, Beate/Mokros, Nico/Eden, Marco (Hg.): 
Die angespannte Mitte. Rechtsextreme und demokratie-
gefährdende Einstellungen in Deutschland 2024/25. Bonn: 
Verlag Dietz, 2025

•

FACHPUBLIKATIONEN
Rassismus und Rassismuskritik

•Baer, Silke/Becker, Reiner/Behrens, Rico/Bohn, Irina/Ein-
wächter, Sophie G./Küpper, Beate/Reinfrank, Timo/Spieß, 
Constanze (Hg.): Einfache Erzählungen in komplexen Zeiten. 
Demokratie gegen Menschenfeindlichkeit 2/2025. Frank-
furt/M: Wochenschau Verlag, 2025

•

•Bojadžijev, Manuela (Hg.): Die windige Internationale. Rassis-
mus und Kämpfe der Migration. Münster: Verlag Westfäli-
sches Dampfboot, 2025

•

•Nationaler Diskriminierungs- und Rassismusmonitor (Hg.): 
Rassismus Forschung II. Rassismen, Communitys und anti-
rassistische Bewegungen. Bielefeld: transcript Verlag, 2025

•

•Sahebi, Gilda (Hg.): Wie wir uns Rassismus beibringen. Eine 
Analyse deutscher Debatten. Frankfurt am Main: S. Fischer 
Verlag, 2024

•

•Schneider, Allegra/Vogel, Andrea/Ulrich, Anita Maria/
Schaefers, Patrick (Hg.): Abgeschoben. Ausgrenzung und 
Perspektiven von Roma. Deutschland — Serbien — EU. 
10 Jahre unabhängige, journalistische, juristische und 
medizinische Recherchen. 2025

•

•Seeck, Francis (Hg.): Klassismus überwinden. Wege in eine 
sozial gerechte Gesellschaft. Münster: Unrast Verlag, 2024

•

•Stender, Wolfram (Hg.): Rassismuskritik. Eine Einführung. 
Stuttgart: Verlag W. Kohlhammer, 2023

•

•Şirin, Ali (Hg.): Erinnern heißt Kämpfen. Kein Schlussstrich 
unter unsere Stimmen. Münster: Unrast Verlag, 2024

•

Antisemitismus und Antisemitismuskritik
•Amiri, Natalie (Hg.): Der Nahost-Komplex. Von Menschen, 

Träumen und Zerstörung. München: Penguin Verlag, 2025
•

•Baddiel, David (Hg): Juden zählen nicht. München: Carl Hanser 
Verlag, 2024

•

•Grigat, Stephan/Hoffmann, Jakob/Seul, Marc/Stahl, Andreas 
(Hg.): Erinnern als höchste Form des Vergessens? {Um-}Deu-
tungen des Holocaust und der „Historikerstreit 2.0“ Berlin: 
Verbrecher Verlag, 2023

•

•Grigat, Stephan/Stögner, Karin (Hg.): Projektiver Antizionismus. 
Antisemitismus gegen Israel vor und nach dem 7. Oktober. 
Baden-Baden: Nomos Verlag, 2025

•

•Kopke, Christoph/Salzborn, Samuel (Hg.): Antisemitismus und 
Polizei: Das Beispiel Berlin. Frankfurt: Verlag für Polizei
wissenschaft, 2023

•
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•Rensmann, Lars (Hg.): Politischer Antisemitismus im post
faktischen Zeitalter. Formen und Ursachen in Demokratien 
des 21. Jahrhunderts. Baden-Baden: Nomos Verlag, 2025

•

•Salzborn, Samuel (Hg.): Antisemitismus und Rechtsextremis-
mus. Vom Verschwörungsmythos zum Vernichtungswahn. 
Baden-Baden: Nomos Verlag, 2025

•

Nationalsozialismus und Vergangenheitspolitiken
•Berkessel, Hans/Dold, Cornelia (Hg.): Erinnerungskultur im 

Wandel. Neue Herausforderungen und Wege des Lernens 
und Arbeitens in Gedenkstätten. Frankfurt/M.: Wochenschau 
Verlag, 2024

•

•Frevert, Ute (Hg.): Verfassungsgefühle. Die Deutschen und ihre 
Staatsgrundgesetze. Bonn: Wallstein Verlag, 2025

•

•Gerber, Jan (Hg.): Das Verschwinden des Holocaust. Zum 
Wandel der Erinnerung. Berlin: Edition Tiamat Verlag, 2025

•

•Neumann, Klaus (Hg.): Blumen und Brandsätze. Eine deutsche 
Geschichte 1989-2023. Hamburg: Verlag Hamburger Edition, 
2024

•

•Zadoff, Mirjam (Hg): Gewalt und Gedächtnis. Globale Erinne-
rung im 21. Jahrhundert. München: Carl Hanser Verlag, 2023

•

Migration und Migrationsgesellschaft
•Glathe, Julia/Gorriahn, Laura (Hg.): Demokratie und Migration. 

Konflikte um Migration und Grenzziehungen in der Demokra-
tie. Baden-Baden: Nomos Verlag, 2022
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Projekt zusammen_denken erstellt Arbeitsblätter zum Nahostkonflikt

Das Projekt zusammen_denken zu Antisemitismuskritik und Rassismuskritik hat im vergangenen Jahr eine 
Sammlung von Arbeitsblättern für die Materialreihe „falter“ der Bundeszentrale für politische Bildung 
(bpb) gestaltet. Diese Reihe richtet sich an Jugendliche bzw. Schüler*innen.

Die Arbeitsblätter knüpfen an die bei der bpb erschienene Zeitleiste „Der Nahostkonflikt. Zeitleiste 19. bis 
21. Jahrhundert“ an. Sie fördern historisches Lernen zum Israel-Palästina-Konflikt und verbinden es mit 
einer starken menschenrechtlichen sowie rassismus- und antisemitismuskritischen Perspektive.

Erhältlich sind die Zeitleiste und die Arbeitsblätter kostenfrei unter:  
www.bpb.de/shop/materialien/falter/572136/der-nahostkonflikt/
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ISRAEL

 unter 
 jordanischer  
 Kontrolle

Jerusalem

 1882 

Moderne jüdische Einwanderung  

in die historische Region Palästina

1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 

ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-

nisches Reichs), die bald auch von der Idee  

des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 

(1882–1903) von russischen und rumänischen 

Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-

sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 

Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 

auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 

Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 

einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-

den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 

von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 

zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  

Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 

Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus

Das Judentum ist historisch im in der Bibel  

erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  

Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 

Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 

Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 

über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 

eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 

(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 

nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  

religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 

über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-

len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-

hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 

Programmatik, die der österreichisch-ungarische 

Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 

„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 

politische Zionismus versteht Jüdinnen und  

Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  

sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  

auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 

Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-

fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 

jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen

Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-

reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 

Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-

obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 

einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 

Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 

arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-

hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-

mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 

interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-

hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-

nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-

spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 

Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 

Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 

(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 

Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 

jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 

der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 

gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina

Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 

Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-

bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 

für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 

und Holocaust

In Deutschland übernehmen 

die Nationalsozialisten die Macht. 

Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-

fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-

nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 

1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 

deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 

steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 

Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 

mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 

begrenzt die  britische Mandatsmacht 

die jüdische Zuwanderung nach Palästina 

drastisch. Dem durch das NS-Regime 

nach industriellen Maßstäben durchge-

führten Völkermord fallen zwischen 

1942 und 1945 schätzungsweise sechs 

Millionen Jüdinnen und Juden zum 

Opfer, viele davon in Konzentrations- 

(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  

Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 

„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 

nach dem Kriegsende 1945 in  

die Errichtung eines jüdischen 

Staates. Bis zur israelischen 

Staatsgründung 1948 gelingt 

trotz britischer Zurückwei-

sungen (wie 1947 beim 

Flüchtlingsschiff Exodus)  

70.000–80.000 Juden 

die Einwanderung 

nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand

Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 

lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  

Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  

palästinensische Nationalbewegung  

gesehen wird. Die Briten schlagen den 

Aufstand durch den Einsatz von rund 

25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan

In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  

der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 

Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 

Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 

(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 

Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 

sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 

und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  

wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-

land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 

Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 

UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-

tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 

der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 

bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 

zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 

dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin

Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 

Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 

des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-

lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 

Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 

Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 

an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 

britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk

Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 

Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 

und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 

die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 

(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-

berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 

Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 

den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 

waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  

Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  

den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  

Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 

die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 

grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 

und Grüne Linie

Der  erste arabisch-israelische 

Krieg endet 1949 mit mehreren  

Waffenstillstandsabkommen zwischen 

Israel einerseits und Ägypten, Jordani-

en, Libanon und Syrien andererseits. 

Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 

Linie genannt – bildet einen zentralen 

Bezugspunkt für einen möglichen 

Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 

Ein palästinensischer Staat entsteht 

nicht, das Westjordanland wird von 

Jordanien annektiert, der Gazastreifen 

kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  

Trilaterale Aggression

Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-

sche Präsident Gamal Abdel Nasser 

die mehrheitlich von Großbritannien 

und Frankreich kontrollierte Suez- 

kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 

Einfluss der beiden Staaten zu entzie-

hen. Nachdem internationale Ver-

handlungen über die Nutzungsrechte 

am Suezkanal keine Ergebnisse brin-

gen, greifen Frankreich, Großbritanni-

en und Israel gemeinsam Ägypten an, 

müssen sich aber auf Druck der USA 

und der Sowjetunion zurückziehen. 

Die US-Regierung will so verhindern, 

dass sich in Reaktion auf den Angriff 

weitere arabische Staaten der Sowjet-

union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah

In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 

Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 

für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 

Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 

damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-

anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 

1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 

Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-

organisation (PLO)

Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-

dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 

Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 

PLO zunehmend zum eigenständigen  

Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 

dominante Gruppierung innerhalb 

der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung

Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 

1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 

bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-

pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 

von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 

und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-

rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 

der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 

die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-

lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 

staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-

genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  

Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 

seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  

gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 

palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  

der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 

Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  

die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-

flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-

sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 

Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 

Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  

Oktober- oder Ramadan-Krieg 

Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 

unter der Führung von Ägypten und Syrien am 

höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 

Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 

Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 

allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 

Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 

zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-

det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 

fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 

die Umsetzung von Resolution 242 und eine 

internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 

durch die Vereinten 

Nationen

Die UN-Vollversammlung und 

die Arabische Liga erkennen 

die  PLO als rechtmäßige 

Vertretung des palästinensi-

schen Volkes an. Im November 

1974 hält Arafat eine historische 

Rede vor der UN-Vollversamm-

lung, in der er die prinzipielle 

Verhandlungsbereitschaft der 

PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg

Spannungen zwischen den unterschied-

lichen christlichen und muslimischen 

Bevölkerungsgruppen im Libanon  

ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 

be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 

und Israel greifen wiederholt militärisch 

ein. Das Abkommen von Taif beendet 

nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud

Nachdem die in Israel regierende Arbeits-

partei für Fehleinschätzungen im  Jom-

Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 

wird, kommt 1977 erstmals die rechts-

konser va tive Likud-Partei an die Macht.  

Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 

massiv voran und betrachtet die besetzten 

palästinensischen Gebiete als Bestandteil 

des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 

„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 

befürworten eine Annexion des Westjor dan-

landes, also eine erzwungene Eingliede-

rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 

zwischen Israel und Ägypten

Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-

präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 

israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 

1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 

Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 

Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 

andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 

besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  

Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 

Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz

Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 

1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 

UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-

tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 

alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 

aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten

Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-

chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-

ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 

Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 

Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 

den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 

Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 

(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 

Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-

schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 

Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-

tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  

in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-

rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 

die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 

keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-

lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 

wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 

fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 

Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-

lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  

ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  

Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 

grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 

nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-

nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 

sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  

dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 

und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  

Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 

Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 

heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 

zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada

 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-

nungen zwischen Israel und der palästi-

nensischen Bevölkerung geführt. Diese 

entladen sich ab Dezember 1987 in der 

Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-

teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-

men Aufstand, der sich vorrangig gegen 

die israelische Besatzungsmacht richtet. 

Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 

Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-

bruch der  Ersten Intifada 

gründet sich die Hamas (Arabisch 

für „Die islamische Widerstandsbewe-

gung“), eine militante Abspaltung der palästi-

nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-

sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 

Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 

ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  

als jüdischem Staat zu erreichen und einen 

islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 

durch Terroranschläge den Friedensprozess  

der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 

palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 

übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 

Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 

Die EU, die USA und viele weitere Staaten  

stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung

Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-

sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 

auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  

de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  

Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  

Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 

Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 

heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 

Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  

in Madrid

Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 

an der erstmals sowohl Israel als auch 

Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-

men. Palästinensische Vertreter sind als 

Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung

Die Idee, den israelisch-palästinensi-

schen Konflikt durch die Schaffung  

zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 

formuliert 1937 erstmals die von der 

britischen Mandatsverwaltung einge-

setzte Peel-Kommission (  britischer 

Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-

lungsplan von 1947 schlägt auch die 

UN-Vollversammlung eine solche Rege-

lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 

und der  PLO  im Zuge des  Oslo-

Friedensprozesses geben Hoffnung 

auf die Realisierung einer Zweistaaten-

regelung. In den 2000er Jahren schei-

tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 

darunter die Versuche von US- Präsi dent 

Clinton (  Camp David II, 2000), der 

Arabischen Liga (2002) und des Nahost-

quartetts (2003). 2002 spricht sich der 

UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 

für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 

der  Konferenz von Annapolis 2007 

kommt es zu den bisher letzten weit-

reichenden direkten Verhandlungen,  

bei denen auch über die  Endstatus-

fragen verhandelt wird. Viele Beobach-

ter halten die Zweistaatenregelung heute 

für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  

hält zum Beispiel die Europäische Union 

an dieser Idee fest. Alternativen wie  

ein binationaler Staat, in dem die jüdi-

sche und die palästinensische Bevölke-

rung die gleichen Rechte hätten oder 

eine Konföderation, bei der Israel und  

Palästina als unabhängige Staaten einen 

Zusammenschluss eingehen, werden 

bisher vor allem von Teilen der israeli-

schen und palästinensischen Zivilgesell-

schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung

Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 

Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-

tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 

Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 

April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 

Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 

2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  

in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 

Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 

des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 

vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-

nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 

Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-

nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 

der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  

Israel und Jordanien

Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 

jordanische König Hussein unterzeichnen den 

israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 

dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 

der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 

einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  

palästinensischen Gebieten

Erstmals finden in den besetzten palästi-

nensischen Gebieten Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 

Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 

die  Fatah erringt die Mehrheit bei  

den Wahlen zum Palästinensischen 

Legislativrat.
 2002 – 2003 

Friedensinitiativen

In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 

Liga unter der Führung des saudischen  

Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 

März 2002 die Arabische Friedensinitiative 

vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 

mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-

stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 

 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-

zen. Im November 2002 präsentiert das aus 

Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 

USA und Russland bestehende Nahostquar-

tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-

plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 

Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 

gegründet durch hochrangige ehemalige 

palästinensische und israelische Politiker –  

einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-

regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 

und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen

In Reaktion auf die  Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-

sche Regierung den Bau von Sperranlagen 

im Westjordanland, um die israelische von 

der palästinensischen Bevölkerung abzu-

trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-

lischen Militärs schränken die Bewegungs-

freiheit der palästinensischen Bevölkerung 

ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 

Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  

völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats

Nach dem Tod Jassir Arafats 

wird Mahmud Abbas im  

Januar 2005 zu dessen  

Nachfolger als Präsident der 

Palästinen sischen Autonomie-

behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan

Die US-Regierung unter Führung von George 

W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-

prozess Zugeständnisse zu machen. Der  

israelische Premierminister Ariel Scharon 

setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 

und Militärbasen im Gazastreifen und vier 

isolierten Siedlungen im Westjordanland 

durch. Die Räumung geht mit erheblichen 

innenpolitischen Protesten einher und wird 

nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 

kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 

„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 

Die  Hamas gewinnt überraschend 

die zweiten palästinensischen Parla-

mentswahlen. Eine aus Experten 

bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 

und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg

Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-

lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 

Militärintervention im Libanon. Israel führt 

umfassende Luftangriffe durch und mar-

schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 

feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  

endet durch Vermittlung der UN mit  

der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  

Gazastreifen durch die Hamas

Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-

setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 

die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 

daraufhin eine Blockade über den  

Gaza streifen. Aufgrund der  

fortdauernden israelischen 

Kontrolle gilt der Gaza-

streifen völkerrechtlich 

weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis

Unter Vermittlung von US-Präsident George 

W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 

Wiederaufnahme von direkten Friedensver-

handlungen zwischen Israels Premierminister 

Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 

Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 

vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen

Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 

die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-

dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 

Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 

Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 

Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 

vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 

Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-

kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 

diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 

folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 

Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 

Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 

wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 

Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 

eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 

arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-

heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 

2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 

Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 

dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen

Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-

schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 

UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-

nas als non-member observer state: Palästina wird 

von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 

kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-

ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-

nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau

Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 

den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 

palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-

zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 

zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 

Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz

Das israelische Parlament verabschiedet  

das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  

Charakter des israelischen Staates festschreibt 

und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 

erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 

Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 

verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 

auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords

Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  

einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 

Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  

Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 

isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 

Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 

1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-

bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 

und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  

die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 

palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  

Bemühungen um Aussöhnung

Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 

international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 

zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-

zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 

der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-

lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 

allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-

mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 

Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-

wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 

scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 

im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 

Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 

wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 

2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung

Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 

und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 

wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 

erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 

(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 

Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  

ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 

Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  

Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-

gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-

lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste

Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 

Hunderttausende Menschen gegen den von  

der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-

umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 

der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  

in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 

erneut zu großen Protesten, bei denen die  

Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  

und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas

Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 

durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 

greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 

Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-

schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  

Gazakrieg

In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 

an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 

darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 

Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  

nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 

durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 

verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  

1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-

trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-

schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 

und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 

dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal

Katar, Ägypten und die USA 

vermitteln erstmalig eine  

Feuerpause, den Zugang für 

humanitäre Hilfe und einen 

Austausch von israelischen 

Geiseln und palästinensischen 

Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  

Internatio nalen Gerichtshofs

Der Internationale Gerichtshof erklärt 

die israelische  Besatzung der paläs-

tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  

Geiseldeal

Israel und die  Hamas einigen sich unter 

Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 

auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 

im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 

Freilassung von in den Gazastreifen ver-

schleppten israelischen Geiseln und von in 

israelischer Haft befindlichen palästinensi-

schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 

über 1000 palästinensische Gefangene 

in der ersten Phase). Nach Ablauf der 

ersten Phase kündigt Netanjahu 

den Waffenstillstand auf, setzt 

die Kampfhandlungen fort und 

beschränkt die Zufuhr huma-

nitärer Hilfe drastisch.
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 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah

Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 

mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 

Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 

durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 

November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-

lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 

dem Iran

Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 

zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 

zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 

eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 

Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-

fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 

Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-

rung der Stopp des iranischen Atompro-

gramms, das Israel als existenzielle Bedro-

hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 

Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-

schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 

21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 

und werfen unter anderem bunkerbrechen-

de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-

nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei

Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 

Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 

bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-

rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-

den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 

Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 

Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  

maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 

voran, verliert aber nach der  Ermordung 

Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 

Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 

vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 

Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 

war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“

Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus

Parallel zum politischen  Zionismus entwi-

ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts auch in der arabischen Welt ein 

eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 

in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-

schaft und aus der Ablehnung des europäi-

schen Kolonialismus in der Region entwickeln 

sich vor allem in arabischen Metropolen wie 

Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 

mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 

Während des  britischen Mandats für 

Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  

in Abgrenzung zum politischen Zionismus 

immer stärker ein palästinensisches National-

bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit 

über das jüdische Volk hereinbrach und 

in Europa Millionen von Juden vernich­

tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, 

dass das Problem der jüdischen Heimat­

losigkeit durch die Wieder herstellung 
des jüdischen Staates im Lande Israel 

gelöst werden muss, in einem Staat, 
dessen Pforten jedem Juden offen­
stehen, und der dem jüdischen Volk den 

Rang einer gleichberechtigten Nation in 

der Völker familie sichert.“

Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 

Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  

Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  

Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 

und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 

den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 

und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 

sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 

Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 

vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 

Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 

Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-

grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 

positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 

palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-

lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 

für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat

27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  

Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-

sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 

das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  

ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 

selbst kämpfte im Unabhängigkeits-

krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-

krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  

Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 

Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 

Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2
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  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg

Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 

militärisch in den Libanon ein. In der Folge 

kommt es in den libanesischen Flüchtlings-

lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 

mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-

extreme christliche Milizen) an hunderten 

palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 

des Libanon bleibt bis zum israelischen 

Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 

In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 

die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 

Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 

Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  

einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 

Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  

Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  

diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  

israelischer Soziologe4

 Legende

Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen

Zentrale Akteure

siehe Kasten

siehe Abbildung     

 
 

„Am Anfang dachte ich, wie großartig 

das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  

Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  

Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“

Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 

„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 

kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 

Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 

befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung d
rohte.“

Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 

der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 

Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 

sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“

Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           

„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 

Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“

Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?

In Ägypten beginnen am 6. Oktober 

Verhandlungen über einen von  

US-Präsident Trump vorgelegten 

20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-

men die  Hamas und die israelische 

Regierung der Umsetzung der ersten 

Phase dieses Plans zu, die Kampf-

handlungen werden eingestellt.  

Am 13. Oktober übergibt die Hamas 

alle 20 noch lebenden israelischen 

Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 

2.000 palästinensische Häftlinge frei, 

darunter 250, die zu lebenslanger Haft 

verurteilt worden waren. Der Plan sieht 

außerdem den vollständigen Rückzug 

der israelischen Armee aus dem  

Gazastreifen und die Entwaffnung der 

Hamas vor. Eine Übergangsregierung 

aus parteilosen palästinensischen 

Fachleuten soll unter internationaler 

Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  

mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  

Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und 

wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles 

zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  

geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen 

Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­

schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ 

Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 

gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 

Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
19. bis 21. Jahrhundert

Der Nahostkonflikt

1922–48
1922–48

                                           

 

„Meine Mutter kam während der 

osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-

zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 

israelischen. Es gibt immer jemanden,  

der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“

Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau

Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-

fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-

deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-

ginn der andauernden israelischen Besatzung und 

des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-

lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 

stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 

Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-

höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 

wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 

der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 

des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-

schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 

sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 

der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 

2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 

(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 

auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-

des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-

rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-

den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete

Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 

Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  

die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-

fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 

beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 

auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-

rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 

Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 

C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-

lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-

dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 

Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 

palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-

jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-

weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 

finden erstmals  Wahlen in den besetzten 

palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins

Der jüdische Extremist Jigal 

Amir ermordet den israelischen 

Premierminister Jitzchak Rabin 

auf einer Friedenskundgebung 

in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 

sich als herber Rückschlag für 

den  Oslo-Friedensprozess 

mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen

Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-

parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  

für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 

•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,

•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,

•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-

schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  

besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und

•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada

In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 

Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  

Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  

Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 

Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  

als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 

Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 

palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege

Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 

Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 

Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 

13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 

zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 

militärischen Flügels der  Hamas im November 

2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 

Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 

Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 

dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 

einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 

2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 

israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 

versuchen ab März 2018 Protestierende aus  

dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 

Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 

170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  

zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 

Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  

Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  

Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 

an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 

und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker

Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 

eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 

67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-

setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  

Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 

die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 

und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  

Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 

versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 

dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 

Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 

greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 

innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 

Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 

Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 

israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-

jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 

eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 

ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 

begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 

von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-

gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 

Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-

on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 

Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  

Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-

ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 

Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 

und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 

ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 

Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 

erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess

Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 

erkennen die   PLO und Israel einander ge-

genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 

das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-

sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 

Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 

II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 

regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  

Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“

US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-

Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 

Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 

und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-

landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 

schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 

Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 

faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 

der Golanhöhen an.
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Der Judenstaat (1896)

In unseren Vaterlandern, in  

denen wir ja auch schon se
it 

Jahrhunderten wohnen, werden 

wir als Fremdlinge ausgeschrien
. 

(...) Palästina ist u
nsere unver-

gessliche historische
 Heimat.
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Moderne jüdische Einwanderung  

in die historische Region Palästina

1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 

ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-

nisches Reichs), die bald auch von der Idee  

des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 

(1882–1903) von russischen und rumänischen 

Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-

sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 

Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 

auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 

Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 

einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-

den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 

von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 

zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  

Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 

Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus

Das Judentum ist historisch im in der Bibel  

erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  

Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 

Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 

Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 

über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 

eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 

(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 

nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  

religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 

über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-

len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-

hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 

Programmatik, die der österreichisch-ungarische 

Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 

„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 

politische Zionismus versteht Jüdinnen und  

Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  

sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  

auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 

Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-

fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 

jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen

Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-

reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 

Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-

obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 

einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 

Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 

arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-

hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-

mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 

interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-

hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-

nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-

spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 

Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 

Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 

(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 

Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 

jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 

der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 

gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina

Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 

Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-

bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 

für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 

und Holocaust

In Deutschland übernehmen 

die Nationalsozialisten die Macht. 

Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-

fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-

nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 

1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 

deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 

steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 

Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 

mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 

begrenzt die  britische Mandatsmacht 

die jüdische Zuwanderung nach Palästina 

drastisch. Dem durch das NS-Regime 

nach industriellen Maßstäben durchge-

führten Völkermord fallen zwischen 

1942 und 1945 schätzungsweise sechs 

Millionen Jüdinnen und Juden zum 

Opfer, viele davon in Konzentrations- 

(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  

Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 

„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 

nach dem Kriegsende 1945 in  

die Errichtung eines jüdischen 

Staates. Bis zur israelischen 

Staatsgründung 1948 gelingt 

trotz britischer Zurückwei-

sungen (wie 1947 beim 

Flüchtlingsschiff Exodus)  

70.000–80.000 Juden 

die Einwanderung 

nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand

Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 

lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  

Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  

palästinensische Nationalbewegung  

gesehen wird. Die Briten schlagen den 

Aufstand durch den Einsatz von rund 

25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan

In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  

der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 

Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 

Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 

(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 

Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 

sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 

und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  

wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-

land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 

Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 

UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-

tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 

der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 

bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 

zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 

dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin

Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 

Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 

des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-

lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 

Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 

Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 

an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 

britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk

Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 

Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 

und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 

die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 

(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-

berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 

Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 

den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 

waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  

Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  

den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  

Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 

die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 

grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 

und Grüne Linie

Der  erste arabisch-israelische 

Krieg endet 1949 mit mehreren  

Waffenstillstandsabkommen zwischen 

Israel einerseits und Ägypten, Jordani-

en, Libanon und Syrien andererseits. 

Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 

Linie genannt – bildet einen zentralen 

Bezugspunkt für einen möglichen 

Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 

Ein palästinensischer Staat entsteht 

nicht, das Westjordanland wird von 

Jordanien annektiert, der Gazastreifen 

kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  

Trilaterale Aggression

Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-

sche Präsident Gamal Abdel Nasser 

die mehrheitlich von Großbritannien 

und Frankreich kontrollierte Suez- 

kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 

Einfluss der beiden Staaten zu entzie-

hen. Nachdem internationale Ver-

handlungen über die Nutzungsrechte 

am Suezkanal keine Ergebnisse brin-

gen, greifen Frankreich, Großbritanni-

en und Israel gemeinsam Ägypten an, 

müssen sich aber auf Druck der USA 

und der Sowjetunion zurückziehen. 

Die US-Regierung will so verhindern, 

dass sich in Reaktion auf den Angriff 

weitere arabische Staaten der Sowjet-

union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah

In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 

Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 

für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 

Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 

damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-

anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 

1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 

Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-

organisation (PLO)

Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-

dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 

Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 

PLO zunehmend zum eigenständigen  

Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 

dominante Gruppierung innerhalb 

der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung

Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 

1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 

bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-

pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 

von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 

und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-

rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 

der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 

die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-

lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 

staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-

genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  

Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 

seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  

gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 

palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  

der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 

Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  

die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-

flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-

sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 

Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 

Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  

Oktober- oder Ramadan-Krieg 

Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 

unter der Führung von Ägypten und Syrien am 

höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 

Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 

Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 

allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 

Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 

zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-

det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 

fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 

die Umsetzung von Resolution 242 und eine 

internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 

durch die Vereinten 

Nationen

Die UN-Vollversammlung und 

die Arabische Liga erkennen 

die  PLO als rechtmäßige 

Vertretung des palästinensi-

schen Volkes an. Im November 

1974 hält Arafat eine historische 

Rede vor der UN-Vollversamm-

lung, in der er die prinzipielle 

Verhandlungsbereitschaft der 

PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg

Spannungen zwischen den unterschied-

lichen christlichen und muslimischen 

Bevölkerungsgruppen im Libanon  

ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 

be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 

und Israel greifen wiederholt militärisch 

ein. Das Abkommen von Taif beendet 

nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud

Nachdem die in Israel regierende Arbeits-

partei für Fehleinschätzungen im  Jom-

Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 

wird, kommt 1977 erstmals die rechts-

konser va tive Likud-Partei an die Macht.  

Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 

massiv voran und betrachtet die besetzten 

palästinensischen Gebiete als Bestandteil 

des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 

„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 

befürworten eine Annexion des Westjor dan-

landes, also eine erzwungene Eingliede-

rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 

zwischen Israel und Ägypten

Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-

präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 

israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 

1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 

Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 

Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 

andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 

besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  

Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 

Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz

Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 

1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 

UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-

tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 

alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 

aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten

Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-

chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-

ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 

Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 

Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 

den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 

Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 

(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 

Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-

schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 

Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-

tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  

in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-

rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 

die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 

keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-

lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 

wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 

fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 

Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-

lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  

ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  

Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 

grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 

nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-

nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 

sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  

dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 

und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  

Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 

Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 

heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 

zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada

 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-

nungen zwischen Israel und der palästi-

nensischen Bevölkerung geführt. Diese 

entladen sich ab Dezember 1987 in der 

Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-

teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-

men Aufstand, der sich vorrangig gegen 

die israelische Besatzungsmacht richtet. 

Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 

Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-

bruch der  Ersten Intifada 

gründet sich die Hamas (Arabisch 

für „Die islamische Widerstandsbewe-

gung“), eine militante Abspaltung der palästi-

nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-

sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 

Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 

ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  

als jüdischem Staat zu erreichen und einen 

islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 

durch Terroranschläge den Friedensprozess  

der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 

palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 

übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 

Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 

Die EU, die USA und viele weitere Staaten  

stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung

Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-

sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 

auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  

de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  

Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  

Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 

Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 

heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 

Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  

in Madrid

Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 

an der erstmals sowohl Israel als auch 

Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-

men. Palästinensische Vertreter sind als 

Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung

Die Idee, den israelisch-palästinensi-

schen Konflikt durch die Schaffung  

zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 

formuliert 1937 erstmals die von der 

britischen Mandatsverwaltung einge-

setzte Peel-Kommission (  britischer 

Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-

lungsplan von 1947 schlägt auch die 

UN-Vollversammlung eine solche Rege-

lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 

und der  PLO  im Zuge des  Oslo-

Friedensprozesses geben Hoffnung 

auf die Realisierung einer Zweistaaten-

regelung. In den 2000er Jahren schei-

tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 

darunter die Versuche von US- Präsi dent 

Clinton (  Camp David II, 2000), der 

Arabischen Liga (2002) und des Nahost-

quartetts (2003). 2002 spricht sich der 

UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 

für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 

der  Konferenz von Annapolis 2007 

kommt es zu den bisher letzten weit-

reichenden direkten Verhandlungen,  

bei denen auch über die  Endstatus-

fragen verhandelt wird. Viele Beobach-

ter halten die Zweistaatenregelung heute 

für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  

hält zum Beispiel die Europäische Union 

an dieser Idee fest. Alternativen wie  

ein binationaler Staat, in dem die jüdi-

sche und die palästinensische Bevölke-

rung die gleichen Rechte hätten oder 

eine Konföderation, bei der Israel und  

Palästina als unabhängige Staaten einen 

Zusammenschluss eingehen, werden 

bisher vor allem von Teilen der israeli-

schen und palästinensischen Zivilgesell-

schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung

Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 

Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-

tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 

Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 

April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 

Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 

2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  

in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 

Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 

des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 

vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-

nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 

Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-

nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 

der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  

Israel und Jordanien

Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 

jordanische König Hussein unterzeichnen den 

israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 

dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 

der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 

einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  

palästinensischen Gebieten

Erstmals finden in den besetzten palästi-

nensischen Gebieten Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 

Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 

die  Fatah erringt die Mehrheit bei  

den Wahlen zum Palästinensischen 

Legislativrat.
 2002 – 2003 

Friedensinitiativen

In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 

Liga unter der Führung des saudischen  

Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 

März 2002 die Arabische Friedensinitiative 

vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 

mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-

stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 

 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-

zen. Im November 2002 präsentiert das aus 

Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 

USA und Russland bestehende Nahostquar-

tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-

plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 

Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 

gegründet durch hochrangige ehemalige 

palästinensische und israelische Politiker –  

einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-

regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 

und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen

In Reaktion auf die  Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-

sche Regierung den Bau von Sperranlagen 

im Westjordanland, um die israelische von 

der palästinensischen Bevölkerung abzu-

trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-

lischen Militärs schränken die Bewegungs-

freiheit der palästinensischen Bevölkerung 

ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 

Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  

völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats

Nach dem Tod Jassir Arafats 

wird Mahmud Abbas im  

Januar 2005 zu dessen  

Nachfolger als Präsident der 

Palästinen sischen Autonomie-

behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan

Die US-Regierung unter Führung von George 

W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-

prozess Zugeständnisse zu machen. Der  

israelische Premierminister Ariel Scharon 

setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 

und Militärbasen im Gazastreifen und vier 

isolierten Siedlungen im Westjordanland 

durch. Die Räumung geht mit erheblichen 

innenpolitischen Protesten einher und wird 

nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 

kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 

„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 

Die  Hamas gewinnt überraschend 

die zweiten palästinensischen Parla-

mentswahlen. Eine aus Experten 

bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 

und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg

Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-

lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 

Militärintervention im Libanon. Israel führt 

umfassende Luftangriffe durch und mar-

schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 

feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  

endet durch Vermittlung der UN mit  

der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  

Gazastreifen durch die Hamas

Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-

setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 

die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 

daraufhin eine Blockade über den  

Gaza streifen. Aufgrund der  

fortdauernden israelischen 

Kontrolle gilt der Gaza-

streifen völkerrechtlich 

weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis

Unter Vermittlung von US-Präsident George 

W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 

Wiederaufnahme von direkten Friedensver-

handlungen zwischen Israels Premierminister 

Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 

Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 

vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen

Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 

die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-

dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 

Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 

Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 

Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 

vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 

Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-

kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 

diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 

folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 

Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 

Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 

wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 

Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 

eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 

arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-

heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 

2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 

Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 

dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen

Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-

schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 

UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-

nas als non-member observer state: Palästina wird 

von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 

kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-

ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-

nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau

Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 

den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 

palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-

zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 

zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 

Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz

Das israelische Parlament verabschiedet  

das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  

Charakter des israelischen Staates festschreibt 

und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 

erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 

Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 

verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 

auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords

Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  

einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 

Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  

Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 

isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 

Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 

1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-

bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 

und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  

die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 

palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  

Bemühungen um Aussöhnung

Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 

international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 

zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-

zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 

der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-

lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 

allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-

mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 

Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-

wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 

scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 

im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 

Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 

wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 

2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung

Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 

und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 

wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 

erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 

(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 

Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  

ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 

Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  

Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-

gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-

lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste

Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 

Hunderttausende Menschen gegen den von  

der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-

umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 

der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  

in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 

erneut zu großen Protesten, bei denen die  

Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  

und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas

Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 

durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 

greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 

Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-

schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  

Gazakrieg

In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 

an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 

darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 

Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  

nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 

durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 

verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  

1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-

trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-

schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 

und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 

dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal

Katar, Ägypten und die USA 

vermitteln erstmalig eine  

Feuerpause, den Zugang für 

humanitäre Hilfe und einen 

Austausch von israelischen 

Geiseln und palästinensischen 

Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  

Internatio nalen Gerichtshofs

Der Internationale Gerichtshof erklärt 

die israelische  Besatzung der paläs-

tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  

Geiseldeal

Israel und die  Hamas einigen sich unter 

Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 

auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 

im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 

Freilassung von in den Gazastreifen ver-

schleppten israelischen Geiseln und von in 

israelischer Haft befindlichen palästinensi-

schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 

über 1000 palästinensische Gefangene 

in der ersten Phase). Nach Ablauf der 

ersten Phase kündigt Netanjahu 

den Waffenstillstand auf, setzt 

die Kampfhandlungen fort und 

beschränkt die Zufuhr huma-

nitärer Hilfe drastisch.

H
AM

AS

 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah

Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 

mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 

Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 

durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 

November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-

lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 

dem Iran

Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 

zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 

zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 

eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 

Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-

fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 

Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-

rung der Stopp des iranischen Atompro-

gramms, das Israel als existenzielle Bedro-

hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 

Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-

schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 

21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 

und werfen unter anderem bunkerbrechen-

de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-

nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei

Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 

Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 

bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-

rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-

den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 

Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 

Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  

maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 

voran, verliert aber nach der  Ermordung 

Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 

Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 

vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 

Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 

war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“

Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus

Parallel zum politischen  Zionismus entwi-

ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts auch in der arabischen Welt ein 

eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 

in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-

schaft und aus der Ablehnung des europäi-

schen Kolonialismus in der Region entwickeln 

sich vor allem in arabischen Metropolen wie 

Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 

mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 

Während des  britischen Mandats für 

Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  

in Abgrenzung zum politischen Zionismus 

immer stärker ein palästinensisches National-

bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit 

über das jüdische Volk hereinbrach und 

in Europa Millionen von Juden vernich­

tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, 

dass das Problem der jüdischen Heimat­

losigkeit durch die Wieder herstellung 
des jüdischen Staates im Lande Israel 

gelöst werden muss, in einem Staat, 
dessen Pforten jedem Juden offen­
stehen, und der dem jüdischen Volk den 

Rang einer gleichberechtigten Nation in 

der Völker familie sichert.“

Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 

Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  

Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  

Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 

und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 

den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 

und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 

sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 

Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 

vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 

Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 

Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-

grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 

positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 

palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-

lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 

für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat

27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  

Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-

sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 

das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  

ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 

selbst kämpfte im Unabhängigkeits-

krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-

krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  

Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 

Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 

Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2
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  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg

Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 

militärisch in den Libanon ein. In der Folge 

kommt es in den libanesischen Flüchtlings-

lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 

mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-

extreme christliche Milizen) an hunderten 

palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 

des Libanon bleibt bis zum israelischen 

Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 

In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 

die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 

Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 

Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  

einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 

Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  

Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  

diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  

israelischer Soziologe4

 Legende

Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen
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„Am Anfang dachte ich, wie großartig 

das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  

Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  

Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“

Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 

„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 

kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 

Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 

befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung d
rohte.“

Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 

der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 

Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 

sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“

Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           

„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 

Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“

Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?

In Ägypten beginnen am 6. Oktober 

Verhandlungen über einen von  

US-Präsident Trump vorgelegten 

20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-

men die  Hamas und die israelische 

Regierung der Umsetzung der ersten 

Phase dieses Plans zu, die Kampf-

handlungen werden eingestellt.  

Am 13. Oktober übergibt die Hamas 

alle 20 noch lebenden israelischen 

Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 

2.000 palästinensische Häftlinge frei, 

darunter 250, die zu lebenslanger Haft 

verurteilt worden waren. Der Plan sieht 

außerdem den vollständigen Rückzug 

der israelischen Armee aus dem  

Gazastreifen und die Entwaffnung der 

Hamas vor. Eine Übergangsregierung 

aus parteilosen palästinensischen 

Fachleuten soll unter internationaler 

Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  

mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  

Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und 

wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles 

zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  

geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen 

Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­

schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ 

Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 

gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 

Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
19. bis 21. Jahrhundert

Der Nahostkonflikt

1922–48
1922–48

                                           

 

„Meine Mutter kam während der 

osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-

zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 

israelischen. Es gibt immer jemanden,  

der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“

Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau

Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-

fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-

deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-

ginn der andauernden israelischen Besatzung und 

des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-

lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 

stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 

Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-

höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 

wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 

der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 

des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-

schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 

sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 

der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 

2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 

(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 

auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-

des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-

rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-

den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete

Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 

Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  

die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-

fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 

beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 

auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-

rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 

Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 

C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-

lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-

dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 

Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 

palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-

jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-

weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 

finden erstmals  Wahlen in den besetzten 

palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins

Der jüdische Extremist Jigal 

Amir ermordet den israelischen 

Premierminister Jitzchak Rabin 

auf einer Friedenskundgebung 

in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 

sich als herber Rückschlag für 

den  Oslo-Friedensprozess 

mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen

Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-

parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  

für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 

•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,

•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,

•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-

schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  

besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und

•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada

In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 

Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  

Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  

Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 

Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  

als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 

Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 

palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege

Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 

Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 

Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 

13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 

zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 

militärischen Flügels der  Hamas im November 

2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 

Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 

Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 

dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 

einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 

2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 

israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 

versuchen ab März 2018 Protestierende aus  

dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 

Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 

170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  

zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 

Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  

Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  

Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 

an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 

und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker

Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 

eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 

67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-

setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  

Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 

die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 

und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  

Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 

versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 

dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 

Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 

greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 

innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 

Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 

Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 

israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-

jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 

eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 

ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 

begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 

von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-

gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 

Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-

on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 

Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  

Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-

ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 

Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 

und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 

ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 

Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 

erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess

Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 

erkennen die   PLO und Israel einander ge-

genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 

das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-

sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 

Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 

II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 

regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  

Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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DONALD TRUMP  

( USA )

 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“

US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-

Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 

Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 

und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-

landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 

schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 

Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 

faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 

der Golanhöhen an.
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Der Judenstaat (1896)

In unseren Vaterlandern, in  

denen wir ja auch schon se
it 

Jahrhunderten wohnen, werden 

wir als Fremdlinge ausgeschrien
. 

(...) Palästina ist u
nsere unver-

gessliche historische
 Heimat.
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 1882 

Moderne jüdische Einwanderung  

in die historische Region Palästina

1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 

ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-

nisches Reichs), die bald auch von der Idee  

des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 

(1882–1903) von russischen und rumänischen 

Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-

sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 

Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 

auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 

Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 

einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-

den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 

von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 

zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  

Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 

Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus

Das Judentum ist historisch im in der Bibel  

erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  

Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 

Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 

Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 

über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 

eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 

(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 

nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  

religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 

über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-

len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-

hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 

Programmatik, die der österreichisch-ungarische 

Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 

„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 

politische Zionismus versteht Jüdinnen und  

Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  

sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  

auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 

Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-

fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 

jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen

Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-

reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 

Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-

obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 

einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 

Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 

arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-

hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-

mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 

interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-

hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-

nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-

spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 

Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 

Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 

(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 

Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 

jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 

der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 

gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina

Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 

Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-

bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 

für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 

und Holocaust

In Deutschland übernehmen 

die Nationalsozialisten die Macht. 

Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-

fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-

nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 

1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 

deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 

steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 

Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 

mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 

begrenzt die  britische Mandatsmacht 

die jüdische Zuwanderung nach Palästina 

drastisch. Dem durch das NS-Regime 

nach industriellen Maßstäben durchge-

führten Völkermord fallen zwischen 

1942 und 1945 schätzungsweise sechs 

Millionen Jüdinnen und Juden zum 

Opfer, viele davon in Konzentrations- 

(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  

Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 

„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 

nach dem Kriegsende 1945 in  

die Errichtung eines jüdischen 

Staates. Bis zur israelischen 

Staatsgründung 1948 gelingt 

trotz britischer Zurückwei-

sungen (wie 1947 beim 

Flüchtlingsschiff Exodus)  

70.000–80.000 Juden 

die Einwanderung 

nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand

Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 

lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  

Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  

palästinensische Nationalbewegung  

gesehen wird. Die Briten schlagen den 

Aufstand durch den Einsatz von rund 

25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan

In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  

der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 

Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 

Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 

(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 

Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 

sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 

und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  

wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-

land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 

Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 

UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-

tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 

der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 

bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 

zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 

dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin

Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 

Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 

des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-

lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 

Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 

Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 

an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 

britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk

Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 

Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 

und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 

die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 

(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-

berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 

Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 

den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 

waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  

Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  

den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  

Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 

die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 

grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 

und Grüne Linie

Der  erste arabisch-israelische 

Krieg endet 1949 mit mehreren  

Waffenstillstandsabkommen zwischen 

Israel einerseits und Ägypten, Jordani-

en, Libanon und Syrien andererseits. 

Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 

Linie genannt – bildet einen zentralen 

Bezugspunkt für einen möglichen 

Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 

Ein palästinensischer Staat entsteht 

nicht, das Westjordanland wird von 

Jordanien annektiert, der Gazastreifen 

kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  

Trilaterale Aggression

Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-

sche Präsident Gamal Abdel Nasser 

die mehrheitlich von Großbritannien 

und Frankreich kontrollierte Suez- 

kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 

Einfluss der beiden Staaten zu entzie-

hen. Nachdem internationale Ver-

handlungen über die Nutzungsrechte 

am Suezkanal keine Ergebnisse brin-

gen, greifen Frankreich, Großbritanni-

en und Israel gemeinsam Ägypten an, 

müssen sich aber auf Druck der USA 

und der Sowjetunion zurückziehen. 

Die US-Regierung will so verhindern, 

dass sich in Reaktion auf den Angriff 

weitere arabische Staaten der Sowjet-

union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah

In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 

Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 

für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 

Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 

damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-

anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 

1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 

Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-

organisation (PLO)

Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-

dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 

Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 

PLO zunehmend zum eigenständigen  

Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 

dominante Gruppierung innerhalb 

der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung

Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 

1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 

bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-

pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 

von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 

und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-

rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 

der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 

die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-

lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 

staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-

genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  

Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 

seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  

gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 

palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  

der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 

Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  

die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-

flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-

sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 

Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 

Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  

Oktober- oder Ramadan-Krieg 

Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 

unter der Führung von Ägypten und Syrien am 

höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 

Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 

Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 

allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 

Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 

zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-

det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 

fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 

die Umsetzung von Resolution 242 und eine 

internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 

durch die Vereinten 

Nationen

Die UN-Vollversammlung und 

die Arabische Liga erkennen 

die  PLO als rechtmäßige 

Vertretung des palästinensi-

schen Volkes an. Im November 

1974 hält Arafat eine historische 

Rede vor der UN-Vollversamm-

lung, in der er die prinzipielle 

Verhandlungsbereitschaft der 

PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg

Spannungen zwischen den unterschied-

lichen christlichen und muslimischen 

Bevölkerungsgruppen im Libanon  

ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 

be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 

und Israel greifen wiederholt militärisch 

ein. Das Abkommen von Taif beendet 

nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud

Nachdem die in Israel regierende Arbeits-

partei für Fehleinschätzungen im  Jom-

Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 

wird, kommt 1977 erstmals die rechts-

konser va tive Likud-Partei an die Macht.  

Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 

massiv voran und betrachtet die besetzten 

palästinensischen Gebiete als Bestandteil 

des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 

„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 

befürworten eine Annexion des Westjor dan-

landes, also eine erzwungene Eingliede-

rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 

zwischen Israel und Ägypten

Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-

präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 

israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 

1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 

Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 

Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 

andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 

besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  

Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 

Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz

Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 

1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 

UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-

tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 

alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 

aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten

Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-

chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-

ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 

Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 

Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 

den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 

Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 

(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 

Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-

schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 

Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-

tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  

in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-

rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 

die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 

keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-

lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 

wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 

fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 

Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-

lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  

ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  

Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 

grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 

nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-

nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 

sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  

dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 

und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  

Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 

Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 

heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 

zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada

 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-

nungen zwischen Israel und der palästi-

nensischen Bevölkerung geführt. Diese 

entladen sich ab Dezember 1987 in der 

Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-

teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-

men Aufstand, der sich vorrangig gegen 

die israelische Besatzungsmacht richtet. 

Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 

Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-

bruch der  Ersten Intifada 

gründet sich die Hamas (Arabisch 

für „Die islamische Widerstandsbewe-

gung“), eine militante Abspaltung der palästi-

nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-

sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 

Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 

ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  

als jüdischem Staat zu erreichen und einen 

islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 

durch Terroranschläge den Friedensprozess  

der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 

palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 

übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 

Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 

Die EU, die USA und viele weitere Staaten  

stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung

Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-

sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 

auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  

de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  

Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  

Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 

Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 

heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 

Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  

in Madrid

Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 

an der erstmals sowohl Israel als auch 

Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-

men. Palästinensische Vertreter sind als 

Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung

Die Idee, den israelisch-palästinensi-

schen Konflikt durch die Schaffung  

zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 

formuliert 1937 erstmals die von der 

britischen Mandatsverwaltung einge-

setzte Peel-Kommission (  britischer 

Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-

lungsplan von 1947 schlägt auch die 

UN-Vollversammlung eine solche Rege-

lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 

und der  PLO  im Zuge des  Oslo-

Friedensprozesses geben Hoffnung 

auf die Realisierung einer Zweistaaten-

regelung. In den 2000er Jahren schei-

tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 

darunter die Versuche von US- Präsi dent 

Clinton (  Camp David II, 2000), der 

Arabischen Liga (2002) und des Nahost-

quartetts (2003). 2002 spricht sich der 

UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 

für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 

der  Konferenz von Annapolis 2007 

kommt es zu den bisher letzten weit-

reichenden direkten Verhandlungen,  

bei denen auch über die  Endstatus-

fragen verhandelt wird. Viele Beobach-

ter halten die Zweistaatenregelung heute 

für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  

hält zum Beispiel die Europäische Union 

an dieser Idee fest. Alternativen wie  

ein binationaler Staat, in dem die jüdi-

sche und die palästinensische Bevölke-

rung die gleichen Rechte hätten oder 

eine Konföderation, bei der Israel und  

Palästina als unabhängige Staaten einen 

Zusammenschluss eingehen, werden 

bisher vor allem von Teilen der israeli-

schen und palästinensischen Zivilgesell-

schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung

Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 

Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-

tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 

Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 

April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 

Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 

2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  

in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 

Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 

des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 

vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-

nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 

Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-

nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 

der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  

Israel und Jordanien

Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 

jordanische König Hussein unterzeichnen den 

israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 

dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 

der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 

einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  

palästinensischen Gebieten

Erstmals finden in den besetzten palästi-

nensischen Gebieten Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 

Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 

die  Fatah erringt die Mehrheit bei  

den Wahlen zum Palästinensischen 

Legislativrat.
 2002 – 2003 

Friedensinitiativen

In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 

Liga unter der Führung des saudischen  

Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 

März 2002 die Arabische Friedensinitiative 

vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 

mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-

stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 

 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-

zen. Im November 2002 präsentiert das aus 

Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 

USA und Russland bestehende Nahostquar-

tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-

plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 

Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 

gegründet durch hochrangige ehemalige 

palästinensische und israelische Politiker –  

einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-

regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 

und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen

In Reaktion auf die  Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-

sche Regierung den Bau von Sperranlagen 

im Westjordanland, um die israelische von 

der palästinensischen Bevölkerung abzu-

trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-

lischen Militärs schränken die Bewegungs-

freiheit der palästinensischen Bevölkerung 

ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 

Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  

völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats

Nach dem Tod Jassir Arafats 

wird Mahmud Abbas im  

Januar 2005 zu dessen  

Nachfolger als Präsident der 

Palästinen sischen Autonomie-

behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan

Die US-Regierung unter Führung von George 

W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-

prozess Zugeständnisse zu machen. Der  

israelische Premierminister Ariel Scharon 

setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 

und Militärbasen im Gazastreifen und vier 

isolierten Siedlungen im Westjordanland 

durch. Die Räumung geht mit erheblichen 

innenpolitischen Protesten einher und wird 

nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 

kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 

„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 

Die  Hamas gewinnt überraschend 

die zweiten palästinensischen Parla-

mentswahlen. Eine aus Experten 

bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 

und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg

Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-

lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 

Militärintervention im Libanon. Israel führt 

umfassende Luftangriffe durch und mar-

schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 

feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  

endet durch Vermittlung der UN mit  

der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  

Gazastreifen durch die Hamas

Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-

setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 

die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 

daraufhin eine Blockade über den  

Gaza streifen. Aufgrund der  

fortdauernden israelischen 

Kontrolle gilt der Gaza-

streifen völkerrechtlich 

weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis

Unter Vermittlung von US-Präsident George 

W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 

Wiederaufnahme von direkten Friedensver-

handlungen zwischen Israels Premierminister 

Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 

Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 

vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen

Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 

die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-

dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 

Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 

Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 

Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 

vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 

Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-

kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 

diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 

folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 

Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 

Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 

wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 

Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 

eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 

arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-

heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 

2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 

Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 

dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen

Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-

schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 

UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-

nas als non-member observer state: Palästina wird 

von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 

kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-

ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-

nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau

Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 

den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 

palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-

zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 

zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 

Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz

Das israelische Parlament verabschiedet  

das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  

Charakter des israelischen Staates festschreibt 

und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 

erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 

Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 

verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 

auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords

Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  

einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 

Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  

Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 

isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 

Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 

1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-

bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 

und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  

die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 

palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  

Bemühungen um Aussöhnung

Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 

international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 

zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-

zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 

der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-

lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 

allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-

mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 

Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-

wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 

scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 

im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 

Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 

wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 

2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung

Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 

und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 

wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 

erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 

(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 

Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  

ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 

Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  

Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-

gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-

lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste

Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 

Hunderttausende Menschen gegen den von  

der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-

umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 

der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  

in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 

erneut zu großen Protesten, bei denen die  

Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  

und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas

Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 

durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 

greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 

Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-

schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  

Gazakrieg

In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 

an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 

darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 

Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  

nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 

durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 

verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  

1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-

trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-

schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 

und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 

dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal

Katar, Ägypten und die USA 

vermitteln erstmalig eine  

Feuerpause, den Zugang für 

humanitäre Hilfe und einen 

Austausch von israelischen 

Geiseln und palästinensischen 

Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  

Internatio nalen Gerichtshofs

Der Internationale Gerichtshof erklärt 

die israelische  Besatzung der paläs-

tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  

Geiseldeal

Israel und die  Hamas einigen sich unter 

Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 

auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 

im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 

Freilassung von in den Gazastreifen ver-

schleppten israelischen Geiseln und von in 

israelischer Haft befindlichen palästinensi-

schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 

über 1000 palästinensische Gefangene 

in der ersten Phase). Nach Ablauf der 

ersten Phase kündigt Netanjahu 

den Waffenstillstand auf, setzt 

die Kampfhandlungen fort und 

beschränkt die Zufuhr huma-

nitärer Hilfe drastisch.

H
AM

AS

 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah

Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 

mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 

Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 

durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 

November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-

lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 

dem Iran

Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 

zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 

zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 

eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 

Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-

fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 

Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-

rung der Stopp des iranischen Atompro-

gramms, das Israel als existenzielle Bedro-

hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 

Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-

schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 

21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 

und werfen unter anderem bunkerbrechen-

de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-

nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei

Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 

Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 

bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-

rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-

den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 

Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 

Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  

maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 

voran, verliert aber nach der  Ermordung 

Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 

Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 

vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 

Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 

war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“

Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus

Parallel zum politischen  Zionismus entwi-

ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts auch in der arabischen Welt ein 

eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 

in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-

schaft und aus der Ablehnung des europäi-

schen Kolonialismus in der Region entwickeln 

sich vor allem in arabischen Metropolen wie 

Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 

mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 

Während des  britischen Mandats für 

Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  

in Abgrenzung zum politischen Zionismus 

immer stärker ein palästinensisches National-

bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit 

über das jüdische Volk hereinbrach und 

in Europa Millionen von Juden vernich­

tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, 

dass das Problem der jüdischen Heimat­

losigkeit durch die Wieder herstellung 
des jüdischen Staates im Lande Israel 

gelöst werden muss, in einem Staat, 
dessen Pforten jedem Juden offen­
stehen, und der dem jüdischen Volk den 

Rang einer gleichberechtigten Nation in 

der Völker familie sichert.“

Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 

Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  

Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  

Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 

und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 

den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 

und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 

sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 

Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 

vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 

Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 

Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-

grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 

positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 

palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-

lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 

für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat

27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  

Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-

sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 

das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  

ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 

selbst kämpfte im Unabhängigkeits-

krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-

krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  

Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 

Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 

Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2

2023
2023

palästinensische Kontrol
le ( A  )

gemeinsame Kontrolle ( B  )

israelische Kontrolle 
( C )

israelische Siedlung

DSCHENIN

TUBAS
TULKARM

NABLUS

RAMALLAH

QALQILIJA

SALFIT

JERICHO

BETHLEHEM

HEBRON

JERUSALEM

TÜRKEI

SYRIEN

IRAK

SAUDI-ARABIEN

JORDANIEN

  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg

Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 

militärisch in den Libanon ein. In der Folge 

kommt es in den libanesischen Flüchtlings-

lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 

mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-

extreme christliche Milizen) an hunderten 

palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 

des Libanon bleibt bis zum israelischen 

Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 

In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 

die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 

Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 

Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  

einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 

Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  

Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  

diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  

israelischer Soziologe4

 Legende

Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen

Zentrale Akteure

siehe Kasten

siehe Abbildung     

 
 

„Am Anfang dachte ich, wie großartig 

das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  

Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  

Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“

Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 

„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 

kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 

Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 

befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung d
rohte.“

Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 

der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 

Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 

sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“

Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           

„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 

Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“

Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?

In Ägypten beginnen am 6. Oktober 

Verhandlungen über einen von  

US-Präsident Trump vorgelegten 

20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-

men die  Hamas und die israelische 

Regierung der Umsetzung der ersten 

Phase dieses Plans zu, die Kampf-

handlungen werden eingestellt.  

Am 13. Oktober übergibt die Hamas 

alle 20 noch lebenden israelischen 

Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 

2.000 palästinensische Häftlinge frei, 

darunter 250, die zu lebenslanger Haft 

verurteilt worden waren. Der Plan sieht 

außerdem den vollständigen Rückzug 

der israelischen Armee aus dem  

Gazastreifen und die Entwaffnung der 

Hamas vor. Eine Übergangsregierung 

aus parteilosen palästinensischen 

Fachleuten soll unter internationaler 

Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  

mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  

Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und 

wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles 

zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  

geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen 

Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­

schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ 

Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 

gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 

Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
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„Meine Mutter kam während der 

osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-

zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 

israelischen. Es gibt immer jemanden,  

der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“

Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau

Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-

fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-

deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-

ginn der andauernden israelischen Besatzung und 

des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-

lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 

stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 

Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-

höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 

wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 

der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 

des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-

schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 

sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 

der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 

2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 

(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 

auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-

des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-

rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-

den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete

Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 

Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  

die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-

fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 

beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 

auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-

rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 

Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 

C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-

lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-

dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 

Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 

palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-

jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-

weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 

finden erstmals  Wahlen in den besetzten 

palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins

Der jüdische Extremist Jigal 

Amir ermordet den israelischen 

Premierminister Jitzchak Rabin 

auf einer Friedenskundgebung 

in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 

sich als herber Rückschlag für 

den  Oslo-Friedensprozess 

mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen

Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-

parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  

für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 

•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,

•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,

•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-

schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  

besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und

•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada

In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 

Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  

Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  

Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 

Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  

als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 

Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 

palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege

Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 

Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 

Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 

13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 

zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 

militärischen Flügels der  Hamas im November 

2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 

Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 

Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 

dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 

einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 

2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 

israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 

versuchen ab März 2018 Protestierende aus  

dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 

Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 

170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  

zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 

Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  

Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  

Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 

an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 

und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker

Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 

eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 

67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-

setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  

Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 

die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 

und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  

Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 

versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 

dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 

Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 

greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 

innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 

Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 

Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 

israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-

jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 

eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 

ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 

begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 

von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-

gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 

Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-

on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 

Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  

Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-

ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 

Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 

und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 

ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 

Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 

erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess

Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 

erkennen die   PLO und Israel einander ge-

genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 

das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-

sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 

Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 

II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 

regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  

Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“

US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-

Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 

Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 

und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-

landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 

schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 

Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 

faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 

der Golanhöhen an.
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Der Judenstaat (1896)

In unseren Vaterlandern, in  

denen wir ja auch schon se
it 

Jahrhunderten wohnen, werden 

wir als Fremdlinge ausgeschrien
. 

(...) Palästina ist u
nsere unver-

gessliche historische
 Heimat.
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Moderne jüdische Einwanderung  

in die historische Region Palästina

1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 

ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-

nisches Reichs), die bald auch von der Idee  

des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 

(1882–1903) von russischen und rumänischen 

Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-

sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 

Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 

auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 

Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 

einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-

den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 

von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 

zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  

Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 

Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus

Das Judentum ist historisch im in der Bibel  

erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  

Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 

Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 

Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 

über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 

eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 

(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 

nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  

religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 

über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-

len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-

hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 

Programmatik, die der österreichisch-ungarische 

Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 

„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 

politische Zionismus versteht Jüdinnen und  

Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  

sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  

auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 

Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-

fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 

jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen

Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-

reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 

Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-

obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 

einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 

Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 

arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-

hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-

mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 

interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-

hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-

nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-

spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 

Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 

Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 

(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 

Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 

jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 

der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 

gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina

Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 

Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-

bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 

für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 

und Holocaust

In Deutschland übernehmen 

die Nationalsozialisten die Macht. 

Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-

fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-

nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 

1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 

deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 

steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 

Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 

mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 

begrenzt die  britische Mandatsmacht 

die jüdische Zuwanderung nach Palästina 

drastisch. Dem durch das NS-Regime 

nach industriellen Maßstäben durchge-

führten Völkermord fallen zwischen 

1942 und 1945 schätzungsweise sechs 

Millionen Jüdinnen und Juden zum 

Opfer, viele davon in Konzentrations- 

(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  

Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 

„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 

nach dem Kriegsende 1945 in  

die Errichtung eines jüdischen 

Staates. Bis zur israelischen 

Staatsgründung 1948 gelingt 

trotz britischer Zurückwei-

sungen (wie 1947 beim 

Flüchtlingsschiff Exodus)  

70.000–80.000 Juden 

die Einwanderung 

nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand

Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 

lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  

Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  

palästinensische Nationalbewegung  

gesehen wird. Die Briten schlagen den 

Aufstand durch den Einsatz von rund 

25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan

In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  

der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 

Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 

Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 

(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 

Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 

sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 

und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  

wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-

land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 

Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 

UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-

tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 

der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 

bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 

zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 

dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin

Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 

Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 

des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-

lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 

Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 

Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 

an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 

britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk

Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 

Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 

und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 

die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 

(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-

berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 

Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 

den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 

waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  

Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  

den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  

Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 

die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 

grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 

und Grüne Linie

Der  erste arabisch-israelische 

Krieg endet 1949 mit mehreren  

Waffenstillstandsabkommen zwischen 

Israel einerseits und Ägypten, Jordani-

en, Libanon und Syrien andererseits. 

Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 

Linie genannt – bildet einen zentralen 

Bezugspunkt für einen möglichen 

Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 

Ein palästinensischer Staat entsteht 

nicht, das Westjordanland wird von 

Jordanien annektiert, der Gazastreifen 

kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  

Trilaterale Aggression

Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-

sche Präsident Gamal Abdel Nasser 

die mehrheitlich von Großbritannien 

und Frankreich kontrollierte Suez- 

kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 

Einfluss der beiden Staaten zu entzie-

hen. Nachdem internationale Ver-

handlungen über die Nutzungsrechte 

am Suezkanal keine Ergebnisse brin-

gen, greifen Frankreich, Großbritanni-

en und Israel gemeinsam Ägypten an, 

müssen sich aber auf Druck der USA 

und der Sowjetunion zurückziehen. 

Die US-Regierung will so verhindern, 

dass sich in Reaktion auf den Angriff 

weitere arabische Staaten der Sowjet-

union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah

In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 

Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 

für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 

Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 

damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-

anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 

1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 

Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-

organisation (PLO)

Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-

dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 

Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 

PLO zunehmend zum eigenständigen  

Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 

dominante Gruppierung innerhalb 

der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung

Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 

1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 

bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-

pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 

von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 

und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-

rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 

der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 

die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-

lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 

staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-

genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  

Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 

seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  

gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 

palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  

der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 

Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  

die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-

flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-

sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 

Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 

Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  

Oktober- oder Ramadan-Krieg 

Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 

unter der Führung von Ägypten und Syrien am 

höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 

Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 

Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 

allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 

Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 

zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-

det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 

fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 

die Umsetzung von Resolution 242 und eine 

internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 

durch die Vereinten 

Nationen

Die UN-Vollversammlung und 

die Arabische Liga erkennen 

die  PLO als rechtmäßige 

Vertretung des palästinensi-

schen Volkes an. Im November 

1974 hält Arafat eine historische 

Rede vor der UN-Vollversamm-

lung, in der er die prinzipielle 

Verhandlungsbereitschaft der 

PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg

Spannungen zwischen den unterschied-

lichen christlichen und muslimischen 

Bevölkerungsgruppen im Libanon  

ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 

be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 

und Israel greifen wiederholt militärisch 

ein. Das Abkommen von Taif beendet 

nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud

Nachdem die in Israel regierende Arbeits-

partei für Fehleinschätzungen im  Jom-

Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 

wird, kommt 1977 erstmals die rechts-

konser va tive Likud-Partei an die Macht.  

Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 

massiv voran und betrachtet die besetzten 

palästinensischen Gebiete als Bestandteil 

des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 

„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 

befürworten eine Annexion des Westjor dan-

landes, also eine erzwungene Eingliede-

rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 

zwischen Israel und Ägypten

Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-

präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 

israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 

1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 

Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 

Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 

andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 

besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  

Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 

Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz

Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 

1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 

UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-

tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 

alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 

aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten

Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-

chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-

ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 

Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 

Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 

den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 

Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 

(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 

Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-

schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 

Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-

tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  

in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-

rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 

die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 

keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-

lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 

wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 

fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 

Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-

lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  

ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  

Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 

grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 

nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-

nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 

sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  

dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 

und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  

Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 

Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 

heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 

zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada

 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-

nungen zwischen Israel und der palästi-

nensischen Bevölkerung geführt. Diese 

entladen sich ab Dezember 1987 in der 

Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-

teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-

men Aufstand, der sich vorrangig gegen 

die israelische Besatzungsmacht richtet. 

Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 

Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-

bruch der  Ersten Intifada 

gründet sich die Hamas (Arabisch 

für „Die islamische Widerstandsbewe-

gung“), eine militante Abspaltung der palästi-

nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-

sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 

Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 

ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  

als jüdischem Staat zu erreichen und einen 

islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 

durch Terroranschläge den Friedensprozess  

der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 

palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 

übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 

Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 

Die EU, die USA und viele weitere Staaten  

stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung

Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-

sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 

auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  

de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  

Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  

Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 

Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 

heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 

Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  

in Madrid

Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 

an der erstmals sowohl Israel als auch 

Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-

men. Palästinensische Vertreter sind als 

Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung

Die Idee, den israelisch-palästinensi-

schen Konflikt durch die Schaffung  

zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 

formuliert 1937 erstmals die von der 

britischen Mandatsverwaltung einge-

setzte Peel-Kommission (  britischer 

Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-

lungsplan von 1947 schlägt auch die 

UN-Vollversammlung eine solche Rege-

lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 

und der  PLO  im Zuge des  Oslo-

Friedensprozesses geben Hoffnung 

auf die Realisierung einer Zweistaaten-

regelung. In den 2000er Jahren schei-

tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 

darunter die Versuche von US- Präsi dent 

Clinton (  Camp David II, 2000), der 

Arabischen Liga (2002) und des Nahost-

quartetts (2003). 2002 spricht sich der 

UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 

für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 

der  Konferenz von Annapolis 2007 

kommt es zu den bisher letzten weit-

reichenden direkten Verhandlungen,  

bei denen auch über die  Endstatus-

fragen verhandelt wird. Viele Beobach-

ter halten die Zweistaatenregelung heute 

für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  

hält zum Beispiel die Europäische Union 

an dieser Idee fest. Alternativen wie  

ein binationaler Staat, in dem die jüdi-

sche und die palästinensische Bevölke-

rung die gleichen Rechte hätten oder 

eine Konföderation, bei der Israel und  

Palästina als unabhängige Staaten einen 

Zusammenschluss eingehen, werden 

bisher vor allem von Teilen der israeli-

schen und palästinensischen Zivilgesell-

schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung

Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 

Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-

tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 

Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 

April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 

Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 

2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  

in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 

Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 

des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 

vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-

nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 

Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-

nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 

der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  

Israel und Jordanien

Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 

jordanische König Hussein unterzeichnen den 

israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 

dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 

der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 

einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  

palästinensischen Gebieten

Erstmals finden in den besetzten palästi-

nensischen Gebieten Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 

Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 

die  Fatah erringt die Mehrheit bei  

den Wahlen zum Palästinensischen 

Legislativrat.
 2002 – 2003 

Friedensinitiativen

In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 

Liga unter der Führung des saudischen  

Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 

März 2002 die Arabische Friedensinitiative 

vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 

mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-

stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 

 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-

zen. Im November 2002 präsentiert das aus 

Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 

USA und Russland bestehende Nahostquar-

tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-

plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 

Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 

gegründet durch hochrangige ehemalige 

palästinensische und israelische Politiker –  

einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-

regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 

und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen

In Reaktion auf die  Anschläge gegen  

die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-

sche Regierung den Bau von Sperranlagen 

im Westjordanland, um die israelische von 

der palästinensischen Bevölkerung abzu-

trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-

lischen Militärs schränken die Bewegungs-

freiheit der palästinensischen Bevölkerung 

ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 

Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  

völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats

Nach dem Tod Jassir Arafats 

wird Mahmud Abbas im  

Januar 2005 zu dessen  

Nachfolger als Präsident der 

Palästinen sischen Autonomie-

behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan

Die US-Regierung unter Führung von George 

W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-

prozess Zugeständnisse zu machen. Der  

israelische Premierminister Ariel Scharon 

setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 

und Militärbasen im Gazastreifen und vier 

isolierten Siedlungen im Westjordanland 

durch. Die Räumung geht mit erheblichen 

innenpolitischen Protesten einher und wird 

nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 

kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 

„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 

Die  Hamas gewinnt überraschend 

die zweiten palästinensischen Parla-

mentswahlen. Eine aus Experten 

bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 

und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg

Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-

lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 

Militärintervention im Libanon. Israel führt 

umfassende Luftangriffe durch und mar-

schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 

feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  

endet durch Vermittlung der UN mit  

der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  

Gazastreifen durch die Hamas

Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-

setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 

die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 

daraufhin eine Blockade über den  

Gaza streifen. Aufgrund der  

fortdauernden israelischen 

Kontrolle gilt der Gaza-

streifen völkerrechtlich 

weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis

Unter Vermittlung von US-Präsident George 

W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 

Wiederaufnahme von direkten Friedensver-

handlungen zwischen Israels Premierminister 

Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 

Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 

vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen

Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 

die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-

dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 

Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 

Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 

Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 

vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 

Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-

kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 

diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 

folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 

Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 

Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 

wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 

Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 

eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 

arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-

heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 

2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 

Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 

dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen

Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-

schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 

UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-

nas als non-member observer state: Palästina wird 

von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 

kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-

ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-

nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau

Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 

den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 

palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-

zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 

zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 

Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz

Das israelische Parlament verabschiedet  

das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  

Charakter des israelischen Staates festschreibt 

und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 

erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 

Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 

verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 

auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords

Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  

einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 

Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  

Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 

isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 

Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 

1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-

bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 

und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  

die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 

palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  

Bemühungen um Aussöhnung

Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 

international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 

zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-

zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 

der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-

lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 

allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-

mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 

Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-

wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 

scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 

im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 

Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 

wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 

2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung

Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 

und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 

wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 

erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 

(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 

Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  

ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 

Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  

Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-

gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-

lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 

Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste

Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 

Hunderttausende Menschen gegen den von  

der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-

umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 

der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  

in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 

erneut zu großen Protesten, bei denen die  

Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  

und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas

Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 

durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 

greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 

Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-

schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  

Gazakrieg

In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 

an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 

darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 

Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  

nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 

durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 

verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  

1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-

trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-

schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 

und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 

dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal

Katar, Ägypten und die USA 

vermitteln erstmalig eine  

Feuerpause, den Zugang für 

humanitäre Hilfe und einen 

Austausch von israelischen 

Geiseln und palästinensischen 

Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  

Internatio nalen Gerichtshofs

Der Internationale Gerichtshof erklärt 

die israelische  Besatzung der paläs-

tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  

Geiseldeal

Israel und die  Hamas einigen sich unter 

Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 

auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 

im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 

Freilassung von in den Gazastreifen ver-

schleppten israelischen Geiseln und von in 

israelischer Haft befindlichen palästinensi-

schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 

über 1000 palästinensische Gefangene 

in der ersten Phase). Nach Ablauf der 

ersten Phase kündigt Netanjahu 

den Waffenstillstand auf, setzt 

die Kampfhandlungen fort und 

beschränkt die Zufuhr huma-

nitärer Hilfe drastisch.

H
AM

AS

 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah

Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 

mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 

Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 

durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 

November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-

lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 

dem Iran

Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 

zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 

zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 

eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 

Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-

fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 

Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-

rung der Stopp des iranischen Atompro-

gramms, das Israel als existenzielle Bedro-

hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 

Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-

schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 

21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 

und werfen unter anderem bunkerbrechen-

de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-

nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei

Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 

Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 

bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-

rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-

den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 

Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 

Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  

maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 

voran, verliert aber nach der  Ermordung 

Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 

Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 

vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 

Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 

war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“

Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus

Parallel zum politischen  Zionismus entwi-

ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts auch in der arabischen Welt ein 

eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 

in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-

schaft und aus der Ablehnung des europäi-

schen Kolonialismus in der Region entwickeln 

sich vor allem in arabischen Metropolen wie 

Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 

mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 

Während des  britischen Mandats für 

Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  

in Abgrenzung zum politischen Zionismus 

immer stärker ein palästinensisches National-

bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit 

über das jüdische Volk hereinbrach und 

in Europa Millionen von Juden vernich­

tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, 

dass das Problem der jüdischen Heimat­

losigkeit durch die Wieder herstellung 
des jüdischen Staates im Lande Israel 

gelöst werden muss, in einem Staat, 
dessen Pforten jedem Juden offen­
stehen, und der dem jüdischen Volk den 

Rang einer gleichberechtigten Nation in 

der Völker familie sichert.“

Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 

Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  

Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  

Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 

und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 

den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 

und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 

sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 

Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 

vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 

Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 

Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-

grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 

positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 

palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-

lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 

für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat

27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  

Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-

sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 

das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  

ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 

selbst kämpfte im Unabhängigkeits-

krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-

krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  

Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 

Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 

Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2
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  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg

Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 

militärisch in den Libanon ein. In der Folge 

kommt es in den libanesischen Flüchtlings-

lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 

mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-

extreme christliche Milizen) an hunderten 

palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 

des Libanon bleibt bis zum israelischen 

Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 

In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 

die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 

Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 

Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  

einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 

Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  

Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  

diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  

israelischer Soziologe4

 Legende

Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen
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„Am Anfang dachte ich, wie großartig 

das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  

Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  

Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“

Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 

„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 

kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 

Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 

befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung d
rohte.“

Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 

der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 

Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 

sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“

Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           

„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 

Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“

Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?

In Ägypten beginnen am 6. Oktober 

Verhandlungen über einen von  

US-Präsident Trump vorgelegten 

20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-

men die  Hamas und die israelische 

Regierung der Umsetzung der ersten 

Phase dieses Plans zu, die Kampf-

handlungen werden eingestellt.  

Am 13. Oktober übergibt die Hamas 

alle 20 noch lebenden israelischen 

Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 

2.000 palästinensische Häftlinge frei, 

darunter 250, die zu lebenslanger Haft 

verurteilt worden waren. Der Plan sieht 

außerdem den vollständigen Rückzug 

der israelischen Armee aus dem  

Gazastreifen und die Entwaffnung der 

Hamas vor. Eine Übergangsregierung 

aus parteilosen palästinensischen 

Fachleuten soll unter internationaler 

Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  

mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  

Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und 

wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles 

zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  

geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen 

Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­

schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ 

Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 

gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 

Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
19. bis 21. Jahrhundert

Der Nahostkonflikt

1922–48
1922–48

                                           

 

„Meine Mutter kam während der 

osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-

zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 

israelischen. Es gibt immer jemanden,  

der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“

Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau

Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-

fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-

deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-

ginn der andauernden israelischen Besatzung und 

des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-

lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 

stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 

Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-

höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 

wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 

der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 

des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-

schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 

sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 

der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 

2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 

(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 

auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-

des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-

rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-

den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete

Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 

Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  

die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-

fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 

beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 

auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-

rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 

Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 

C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-

lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-

dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 

Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 

palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-

jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-

weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 

finden erstmals  Wahlen in den besetzten 

palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins

Der jüdische Extremist Jigal 

Amir ermordet den israelischen 

Premierminister Jitzchak Rabin 

auf einer Friedenskundgebung 

in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 

sich als herber Rückschlag für 

den  Oslo-Friedensprozess 

mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen

Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-

parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  

für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 

•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,

•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,

•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-

schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  

besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und

•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada

In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 

Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  

Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  

Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 

Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  

als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 

Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 

palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege

Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 

Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 

Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 

13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 

zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 

militärischen Flügels der  Hamas im November 

2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 

Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 

Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 

dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 

einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 

2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 

israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 

versuchen ab März 2018 Protestierende aus  

dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 

Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 

170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  

zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 

Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  

Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  

Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 

an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 

und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker

Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 

eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 

67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-

setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  

Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 

die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 

und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  

Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 

versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 

dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 

Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 

greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 

innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 

Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 

Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 

israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-

jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 

eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 

ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 

begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 

von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-

gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 

Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-

on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 

Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  

Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-

ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 

Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 

und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 

ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 

Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 

erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess

Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 

erkennen die   PLO und Israel einander ge-

genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 

das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-

sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 

Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 

II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 

regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  

palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  

Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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                          ( BAHRAIN )

ABDULLAH BIN ZAYID A
L NAHYAN  

( VAE )BENJAMIN NETANJAHU 
 

( ISRAEL )
DONALD TRUMP  

( USA )

 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“

US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-

Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 

Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 

und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-

landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 

schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 

Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 

faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 

der Golanhöhen an.
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Online-Austauschraum „Input und Austausch:  
Haltung statt Neutralität — Zum Umgang mit rechts
extremen Anfeindungen der Jugendverbandsarbeit“
Termin: 	 22. Januar 2026, 15:30 bis 17:30
Ort: 	 Online
Info: 	 Deutsche Bundesjugendring
	 www.ljr-nrw.de/termin/input-und-austausch-

haltung-statt-neutralitaet-zum-umgang-mit-
rechtsextremen-anfeindungen-der-jugendver-
bandsarbeit/

Fortbildung „Weißsein und Rassismuskritik“
Termin: 	 17. Februar und 10. März 2026,  

10:00 bis 16:00 Uhr
Ort: 	 Online
Info: 	 FUMA — Fachstelle für Gender und Diversität 

NRW
	 www.gender-nrw.de/veranstaltungen/weisssein-

und-rassismuskritik/

Online-Vortrag „Rechtsextremismus als kultureller Code 
unter Jugendlichen?“
Termin: 	 26. Februar 2026, 14.00 bis 15.30 Uhr
Ort: 	 Online
Info: 	 Wissensnetzwerk Rechtsextremismusforschung
	 https://wi-rex.de/wi-rex-im-gespraech/

Online-Workshop „Anti-Bias“
Termin: 	 12. März 2016
Ort: 	 Online
Info: 	 Akademie der Kulturellen Bildung
	 https://kulturellebildung.de/kurse/online-kurs-

anti-bias-2/ 

Fortbildung „Rassismuskritik“
Termin: 	 18. März 2026, 9:00 bis 16:00 Uhr
Ort: 	 Online
Info: 	 FUMA — Fachstelle für Gender und Diversität 

NRW
	 www.gender-nrw.de/veranstaltungen/rassis-

muskritik/

Save the date — Fortbildung „Veränderungsimpulse bei 
rechtsorientierten Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
(VIR)“
Termin: 	 2. bis 4. September 2026
Ort: 	 Remscheid
Info: 	 Akademie der Kulturellen Bildung
	 https://kulturellebildung.de/kurse/veraende-

rungsimpulse-bei-rechtsorientierten-jugendli-
chen-und-jungen-erwachsenen-vir/

TERMINE
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